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I Teilnehmer
Die 107. Interparlamentarische Konferenz fand auf Ein-
ladung des marokkanischen Parlaments vom 17. bis 
23. März 2002 in Marrakesch statt. Der deutschen Dele-
gation gehörten folgende Mitglieder an:

Abg. Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU), Leiterin der Dele-
gation (vom 16. bis 20. März)

Abg. Dieter Schloten (SPD), stellvertretender Leiter der
Delegation (amtierender Leiter vom 20. bis 23. März)

Abg. Petra Ernstberger (SPD)

Abg. Prof. Monika Ganseforth (SPD)

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU)

Abg. Hans Raidel (CDU/CSU)

Abg. Prof. Dr. Erika Schuchardt (CDU/CSU)

Abg. Dr. Angelika Köster-Loßack (Bündnis 90/Die 
Grünen)

II Zusammenfassung
Der gemeinsamen Einladung der Präsidentin des Rates
der Interparlamentarischen Union, Dr. Najma Heptulla,
und des Präsidenten des Marokkanischen Abgeordneten-
hauses, Abdelwahad Radi, folgten Delegationen aus
126 Ländern. An der Konferenz nahmen 663 Abge-
ordnete sowie Vertreter verschiedener Beobachterorgani-
sationen aus dem VN-System und Beobachter inter-
parlamentarischer Organisationen teil. Unter den
Teilnehmern waren 46 Parlamentspräsidenten, 34 stell-
vertretende Parlamentspräsidenten und 152 Parlamenta-
rierinnen (23 %).

Die deutsche Delegation konnte den Konferenzverlauf
wesentlich mitgestalten. Die Abgeordneten Dr. Angelika
Köster-Loßack (Bündnis 90/Die Grünen) sowie Prof.
Monika Ganseforth (SPD) führten in zwei der drei Re-
daktionsausschüsse den Vorsitz. Zwei der in der Konfe-
renz verabschiedeten Resolutionen lagen die von der
deutschen Delegation erarbeiteten Resolutionsentwürfe
zugrunde. Die deutsche Delegation konnte auch in der
Frage der Globalisierung wesentliche Punkte in den 
Resolutionstext einfließen lassen. Abgeordnete Petra
Ernstberger (SPD) wurde als stellvertretendes Mitglied
in den Koordinierungsausschuss des Treffens der Parla-
mentarierinnen gewählt.

In seiner Eröffnungsansprache am 17. März 2002 nutzte
König Mohammed VI. die Gelegenheit, die Ausrichtung
des Königreiches Marokko an den Grundwerten von De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit zu betonen. Trotz seiner
auch im internationalen Kontext vermittelnden Rolle
klagte er Israel wegen seines gewaltsamen Vorgehens im
Nahostkonflikt an. Er betonte die „Brüderschaft mit den
Palästinensern“ und wiederholte die Forderung nach ei-
nem unabhängigen Staat mit der Hauptstadt Jerusalem.
Als Garantin für Rechtsstaatlichkeit und Demokratie for-
derte er die IPU in seiner Rede auf, den Entwicklungslän-
dern und insbesondere Afrika einen Weg für eine nach-

haltige Entwicklung zu weisen. Aus seiner Sicht sei jede
Demokratie, die ohne ökonomischen und sozialen Gehalt
große Teile der Gesellschaft und insbesondere der Frauen
marginalisiere, rein formeller Natur und damit in ihrer
Existenz gefährdet. 

In einem Grußwort an die Konferenz, das der VN-Kom-
missar für die Flüchtlinge Ruud Lubbers verlas, hob
VN-Generalsekretär Kofi Annan die besondere Rolle der
Abgeordneten bei der Bekämpfung des Terrorismus her-
vor. Er begrüße die Bemühungen um eine Stärkung der
parlamentarischen Dimension in der Arbeit der Vereinten
Nationen und habe daher auch der Generalversammlung
der VN empfohlen, der IPU einen Beobachterstatus ein-
zuräumen. 

Schwerpunkte der Generaldebatte waren die Bekämpfung
des Terrorismus, der Nahostkonflikt sowie die Auswir-
kungen der Globalisierung auf die Rolle der Parlamenta-
rier. Während alle Abgeordneten sich in der Verurteilung
des Terrorismus einig waren, beharrten insbesondere die
arabischen Staaten auf der Legitimität von so genannten
Freiheitskämpfern. In ihrer Rede vor der Konferenz 
betonte die Abgeordnete Prof. Dr. Rita Süssmuth
(CDU/CSU), dass es bei der Bekämpfung des Terroris-
mus keinen doppelten Standard geben dürfe. Zur Lösung
des Konfliktes im Nahen Osten, dessen Opfer zu 90 % 
Zivilisten seien, bedürfe es des Verständnisses zwischen
den Parteien. Hierzu gehöre auch, als Europäer ein um-
fassendes Verständnis für den Islam aufzubringen. So-
ziale Gerechtigkeit, die Einbeziehung aller Gruppen und
die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Män-
nern und Frauen seien notwendige Bedingungen einer
friedlichen Entwicklung.

In einem dringlichen Zusatztagesordnungspunkt be-
grüßte die Konferenz die Resolution des VN-Sicher-
heitsrates 1397 vom 12. März 2002 sowie die Friedens-
initiative des saudischen Kronprinzen Abdulla und rief
beide Seiten im Nahostkonflikt zu neuen Verhandlungen
und einem Waffenstillstand auf. Der ägyptische Parla-
mentspräsident Dr. Ahmed F. Sorour lud den Präsiden-
ten des israelischen Parlaments, Avraham Burg, sowie
den Präsidenten des palästinensischen Legislativrates, 
Ahmed Qoreï „Abu Ala“, zu einem Treffen nach Sham
el Sheik ein. 

III Ausschussarbeit und Resolutionen
Themenschwerpunkte der Konferenz waren „Die Rolle
der Parlamente bei der Entwicklung einer Politik des öf-
fentlichen Handelns (Public Policy) im Zeitalter der Glo-
balisierung, mulilateraler Institutionen und internationa-
ler Handelsabkommen“ (TOP 4) sowie „10 Jahre nach
Rio: weltweite Umweltverschlechterung und parlamenta-
rische Unterstützung für das Kyoto-Protokoll“ (TOP 5).
Nach einer erfolgreichen Abstimmung unter den beteilig-
ten Delegationen über ein gemeinsames Thema nahm die
Konferenz ohne Abstimmung den von den Delegationen
Ägyptens, Deutschlands, Indiens und Iran vorgeschla-
genen Zusatztagesordnungspunkt „Terrorismus – eine
Bedrohung für Demokratie, Menschenrechte und Zivilge-
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sellschaft: der Beitrag der Parlamente zur weltweiten
Bekämpfung des Terrorismus und seiner Ursachen für die
Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit“ an. In einem dringlichen Zusatztagesordnungs-
punkt befasste sich die Konferenz ferner mit der „Rolle
der Parlamente zur Förderung der Umsetzung von Reso-
lution 1397, verabschiedet durch den Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen am 12. März 2002, insbesondere des
Absatzes, in dem der Rat seine Verbundenheit mit „einer
Vision einer Region, in der zwei Staaten, Israel und Paläs-
tina, Seite an Seite innerhalb sicherer und anerkannter
Grenzen leben“ bekundet.

1. Der Erste Ausschuss erarbeitete eine Resolution zum
Thema „Die Rolle der Parlamente bei der Entwicklung 
einer Politik des öffentlichen Handelns im Zeitalter der
Globalisierung, multilateraler Institutionen und interna-
tionaler Handelsabkommen“ auf der Grundlage eines in-
donesischen Resolutionsentwurfes. Dem Ausschuss lagen
zu Beginn 19 Resolutionsentwürfe, unter anderem der
deutschen, algerischen, argentinischen, ägyptischen, fran-
zösischen, sudanesischen und britischen Delegation, vor.
Von der deutschen Delegation benannte Berichterstatter
waren die Abgeordneten Dr. Angelika Köster-Loßack
(Bündnis 90/Die Grünen) und Hans-Joachim Fuchtel
(CDU/CSU). 

Schwerpunkt der Diskussion in der Ausschusssitzung war
die Frage, wie die Parlamentarier einen stärkeren Einfluss
auf die Strukturen des Welthandels nehmen könnten. Ne-
ben der Stärkung des Einflusses auf nationaler Ebene bei
der Ratifizierung von Welthandelsabkommen wurde die
Teilnahme von Abgeordneten in Regierungsdelegationen
sowie eine mögliche parlamentarische Dimension der
WTO oder der Bretton Wood-Institutionen angesprochen
und in die Abschlussresolution übernommen. Wesentli-
cher Diskussionspunkt war ferner die Gefahr der Vertie-
fung der Unterschiede zwischen den entwickelten und
nichtentwickelten Ländern sowie die erneute Forderung
nach einem Schuldenerlass für nicht entwickelte Länder. 

In ihrer Rede forderte die Abgeordnete Dr. Angelika 
Köster-Loßack die Parlamentarier und Parlamentarierin-
nen auf, für eine Öffnung der Weltbank, des IWF und der
WTO für die dort ungleich vertretenen Menschen des Sü-
dens politisch einzutreten. Die gleichzeitig stattfindende
VN-Konferenz zur Finanzierung der Entwicklungszusam-
menarbeit in Monterrey, Mexiko, biete eine Gelegenheit,
grundsätzliche Weichen für Armutsbekämpfung, nachhal-
tige Entwicklung und Krisenprävention zu stellen. Aller-
dings müssten auch die Regierungen der Entwicklungs-
länder einen Eigenbeitrag leisten. Hierzu gehörten gute
Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit, funktionierende
Steuer- und Budgetsysteme sowie die aktive Einbindung
der Frauen in Entscheidungsprozesse. Parlamentarische
Initiativen in diesem Bereich sollten auch in die multilate-
ralen Institutionen eingebracht werden.

Unter Leitung der südafrikanischen Abgeordneten 
C. September arbeitete der Redaktionsausschuss, beste-
hend aus Abgeordneten aus Kanada, Kolumbien, Ägyp-
ten, Frankreich, Indonesien, Mexiko, Nigeria, Südkorea
und der Schweiz, eine Resolution aus, die in der Konfe-

renz im Konsensverfahren angenommen wurde. Sie for-
dert die Abgeordneten zu einer aktiven Rolle im Bereich
des Welthandels auf, der sich auch zugunsten der Ent-
wicklungsländer auswirken solle. Konkretere deutsche
Forderungen nach einer Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen in der Welthandelspolitik sowie der Beibehal-
tung des derzeitigen Stands der Beiträge zu den Organi-
sationen des VN-Systems, um deren Handlungsfähigkeit
zu erhalten, fanden in der Abschlussresolution keinen Wi-
derhall. Die Resolution fordert ferner die internationale
Gemeinschaft, insbesondere WTO und IWF, zur Berück-
sichtigung des unterschiedlichen Entwicklungsstands der
Länder in ihren Politiken auf. Eine gerechte Globalisie-
rung sei nur bei einem besseren Marktzugang, erhöhter
Entwicklungshilfe und besserem Zugang zur Technologie 
sowie einem Schuldenerlass für die ärmsten Länder mög-
lich. Die IPU soll eine allgemeine Studie zu den Auswir-
kungen der Globalisierung auf die Bürger unter besonde-
rer Berücksichtigung der Rolle der Parlamente erstellen.
Die IPU soll außerdem zur parlamentarischen Dimension
der WTO und der Institutionen des Bretton Woods ausge-
baut werden. 

2. Der Vierte Ausschuss (Ausschuss für Erziehung, Wis-
senschaft, Kultur, Umwelt) hatte das Thema „10 Jahre
nach Rio: weltweite Umweltverschlechterung und parla-
mentarische Unterstützung für das Kyoto-Protokoll“ für
seine Sitzung auf der 107. Interparlamentarischen Konfe-
renz in Marrakesch gewählt. Berichterstatter der deut-
schen Delegation waren die Abgeordneten Prof. Monika
Ganseforth (SPD) und Hans Raidel (CDU/CSU).

In der Diskussion im Ausschuss legten Abgeordnete aus
Indonesien, Chile und Japan einen Schwerpunkt auf die
Folgen der Erderwärmung und Klimaveränderung.
Hiervon seien in entwickelten gleichermaßen wie in un-
entwickelten Ländern vor allem Kinder, Frauen und
Flüchtlinge betroffen. Alle Länder, insbesondere Japan,
Russland sowie die USA wurden daher nachdrücklich
zur Ratifizierung des Kyoto-Protokolls aufgefordert.
Der Vorsitzende des Umweltausschusses der russischen
Duma, Vladimir Gratchev, stellte klar, dass Russland
das Protokoll erst ratifizieren werde, wenn die daraus
folgenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeglichen
würden. 

In ihrer Rede im Ausschuss betonte Abgeordnete 
Prof. Monika Ganseforth die Notwendigkeit, die USA
wieder in den Kyoto-Prozess einzubinden. Die Klimaver-
änderung sei nur durch ein abgestimmtes Verhalten der
Regierungen, der Parlamente und der Bevölkerung aufzu-
halten. Besonderen Wert legte sie auf die positiven Aus-
wirkungen des Umweltschutzes. So sei die Einsparung
von Energie nicht nur ein aktiver Beitrag zur Bekämpfung
der Klimaerwärmung, sondern entlaste auch den Haushalt
des Staates und der Privaten. Die Entwicklung umwelt-
schonender Technologien habe sich – wie das deutsche
Beispiel zeige – zu einem eigenständigen Wirtschafts-
zweig entwickelt. 

Die Konferenz nahm die Resolution im Konsensverfah-
ren an, nachdem zwei Änderungsanträge, die die aus-
drückliche Erwähnung der USA streichen wollten, auch
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mit den Stimmen der Abgeordneten aus den Mitglieds-
ländern der EU abgelehnt worden waren. Sie beruht auf
einem britischen Entwurf, der die deutsche Präambel vo-
rangestellt wurde. Unter Vorsitz der Abgeordneten Prof.
Monika Ganseforth im Redaktionsausschuss ausgear-
beitet, drängt die Resolution die Staaten zur Ratifizierung
des Kyoto-Protokolls. Die industrialisierten Staaten soll-
ten die ersten wichtigen Schritte gegen den Klimawandel
unternehmen. Aber auch die nicht industrialisierten Län-
der blieben in der Verantwortung. Internationale Organi-
sationen, lokale Behörden und regionale Organisationen
wie das Rote Kreuz sollten bei der Bekämpfung der Aus-
wirkungen der durch den Klimawandel verursachten 
Naturkatastrophen einbezogen werden. Als weitere we-
sentliche Punkte nachhaltiger Entwicklung werden der
Zusammenhang von Armut und Entwicklung, die Gefähr-
dung der Wasservorräte sowie die Auswirkungen des Be-
völkerungswachstums hervorgehoben. 

3. Der Erste Ausschuss (politische Fragen, internatio-
nale Sicherheit und Abrüstung) befasste sich außerdem
mit dem von der Konferenz als Zusatztagesordnungs-
punkt angenommenen Thema „Terrorismus – eine Bedro-
hung für Demokratie, Menschenrechte und Zivilgesell-
schaft: der Beitrag der Parlamente zur weltweiten
Bekämpfung des Terrorismus und seiner Ursachen für die
Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit“. 

Hauptpunkte der zähen, aber insgesamt wenig konfronta-
tiv geführten Debatte im Redaktionsausschuss unter dem
Vorsitz der Abgeordneten Dr. Angelika Köster-Loßack
(Bündnis 90/Die Grünen) mit Delegationen aus Algerien,
Argentinien, Elfenbeinküste, Kuba, Ägypten, Frankreich,
Indien, Iran und Rumänien waren die Abgrenzung von
Freiheitskämpfern und Terroristen sowie die Problematik
des Staatsterrorismus. Die deutsche und indische Delega-
tion hatten das Thema des Zusatztagesordnungspunktes
nach Abstimmung mit den Mitgliedern der geopolitischen
Gruppe der Zwölf Plus gemeinsam mit den Delegationen
Ägyptens und Irans der Konferenz vorgeschlagen. Durch
dieses Vorgehen wurde eine Abstimmung, die die Konfe-
renz in der Vergangenheit häufig gespalten hatte, vermie-
den. 

Die von der Konferenz im Konsensverfahren angenom-
mene Resolution beruhte in weitem Umfang auf dem von
der deutschen Delegation eingebrachten Vorschlag. Sie
fordert alle Parlamente zur Ratifizierung der VN-Kon-
ventionen zur Terrorismusbekämpfung und des Römi-
schen Statuts sowie zur Unterstützung der internationalen
Zusammenarbeit durch technische und finanzielle Hilfe
auf. Zur Bekämpfung der Ursachen des Terrorismus
mahnt die IPU die Förderung der Demokratie, Men-
schenrechte und sozialer Gerechtigkeit an. Sie fordert zu
legislativen Maßnahmen zur Entschädigung der Opfer
des Terrorismus auf. Abschließend weist sie darauf hin,
dass Terrorismus weder die Eigenart irgendeiner Religion
oder Kultur sei noch durch diese gerechtfertigt werden
könne und betont die Notwendigkeit der Konfliktpräven-
tion.

IV Sitzungen des Interparlamentarischen 
Rates

Während seiner Sitzungen am 18., 19., 21. und 23. März
befasste sich der Interparlamentarische Rat mit der finan-
ziellen Lage der Organisation sowie ihrer Reform, der Zu-
sammenarbeit mit den Vereinten Nationen und mit
zukünftigen Sonderkonferenzen der IPU. Ferner nahm er
die Resolutionsempfehlungen des Ausschusses für Men-
schenrechte an.

Angesichts der angespannten Haushaltslage der Organi-
sation begrüßten einige Delegationen die bisherigen Spar-
erfolge und regten eine weitere Ausgabenreduzierung an.
Dieser Aspekt spielte auch in der Debatte um die Reform
eine erhebliche Rolle. Die Mehrheit der Delegierten be-
fürwortete das von den Mitgliedern des Exekutivaus-
schusses vorgelegte Konzept, das anstelle der zweiten
Konferenz eine zeitlich verkürzte Versammlung aus er-
weiterten Rats- und Ausschusssitzungen vorsieht. Die
hierfür benötigten satzungsändernden Beschlüsse sollen
bis zur kommenden Ratssitzung im September vorgelegt
werden. Gleichwohl ist absehbar, dass es eine Erhöhung
der Mitgliedsbeiträge (um mehr als 5 %) geben wird.

In einem Bericht zur Zusammenarbeit der IPU mit dem
System der Vereinten Nationen legte der Rat fest, dass
Vertreter der IPU, die im Rahmen eines Beobachterstatus
in der Generalversammlung der VN sprechen, den Stand-
punkt der Organisation wie er sich in den während ihrer
Konferenzen gefassten Resolutionen widerspiegelt, dar-
stellen müssen. Grundsätzlich sollen nur Parlamentarier
die IPU nach vorheriger Beauftragung vertreten. Soweit
Dokumente der IPU verteilt werden, sollen sie im Falle 
einer streitigen Abstimmung das Abstimmungsergebnis
unter Nennung der Delegationen aufführen.

Der Ausschuss für die Menschenrechte der Parlamenta-
rier legte dem Rat 24 Fälle aus 18 Staaten vor, die insge-
samt 139 aktive oder ehemalige Abgeordnete betrafen.
Zwei neue Resolutionen betrafen Fälle aus Singapur und
Simbabwe; drei Fälle, die Abgeordnete aus Weißrussland
und Burundi betrafen, konnten abgeschlossen werden. 

V Treffen der Parlamentarierinnen
An dem siebten Treffen der Parlamentarierinnen kamen
am 17. März 2002 über 120 Frauen und einige Männer 
aus 75 Ländern zusammen, um die frauenspezifischen
Aspekte der Konferenzthemen in drei Arbeitsgruppen und
abschließend im Plenum zu behandeln. Dementsprechend
diskutierten die Parlamentarierinnen über Möglichkeiten,
Frauen stärker in den Globalisierungsprozess einzubin-
den, über die Folgen der Klimaverschlechterung insbe-
sondere für Frauen und Kinder sowie über die Rolle weib-
licher Abgeordneter bei der Bekämpfung des nationalen
und internationalen Terrorismus und bei der Friedens-
sicherung. Die Arbeit in den Gruppen zeichnete sich
durch sachorientierte, wenig konfrontative Diskussionen
aus, die auf die Gemeinsamkeiten der Kulturen in der
Verurteilung des Terrorismus abzielte. Die Ergebnisse
dieser Arbeit wurden in einer Resolution zusammenge-
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fasst, die Eingang in die entsprechenden Resolutionen der
Konferenz gefunden haben.

Das Treffen billigte ferner einen Bericht der Partner-
schaftsgruppe Männer-Frauen, der Satzungsänderungen
der IPU vorschlägt sowie Modifikationen der Verfahrens-
vorschriften des Treffens der Parlamentarierinnen anregt.
Die dem Rat auf seiner nächsten Sitzung in Genf vorzule-
genden Satzungsänderungen sollen die gleichmäßige Ver-
tretung der Männer und Frauen auf den Konferenzen
sicherstellen. Delegationen, in denen nur ein Geschlecht
vertreten ist, sollen für die Dauer von drei Sitzungen um
ein Mitglied sowie um eine Stimme reduziert werden.
Diese Regel soll in Fällen, in denen die Delegation diese
Art der Zusammensetzung nicht zu vertreten hat, erst nach
der dritten Konferenz angewendet werden. Abgeordnete
aus Staaten, in den Frauen weder aktiv noch passiv wähl-
bar sind, sollen für Wahlen zum Exekutivausschuss aus-
geschlossen sein. Die Regeln des Treffens sollen dahin
modifiziert werden, dass Männer regelmäßiger an den
Diskussionen des Treffens teilnehmen können, um so dem
Ziel der Vertiefung des Dialogs zwischen den Geschlech-
tern näher kommen zu können. Ein Thema des Treffens
sollte Männer stärker in die Diskussion einbeziehen.

Die Abgeordneten hatten die Gelegenheit zu einem ein-
stündigen Dialog mit dem Hochkommissar für Flüchtlinge
der Vereinten Nationen, Ruud Lubbers, mit dem die be-
sondere Situation von weiblichen Flüchtlingen und Kin-
dern angesprochen wurde. Diese machen den größten Pro-
zentsatz an Flüchtlingen und Vertriebenen aus und gehören
gleichzeitig zu den besonders verletzbaren Gruppen. 

Im Laufe des Treffens verabschiedeten die Parlamenta-
rierinnen eine Erklärung zur Unterstützung der in Nigeria
nach einer Vergewaltigung zum Tode verurteilten 
Sifiya Husseini. Sie protestierten gegen die Verurteilung
und forderten die Behörden Nigerias und des Staates So-
koto zu ihrer Begnadigung auf. Die Behandlung dieses
Falles nahmen die Abgeordneten zum Anlass, der stell-
vertretenden Generalsekretärin der IPU, Christine Pintat,
für ihre langjährige, dynamische Unterstützung des Tref-
fens zu danken. Frau Pintat wird aus den Diensten der IPU
ausscheiden. 

Auf Vorschlag des Treffens fand eine Podiumsdiskussion
zu den „schlimmsten Formen der Kinderarbeit“ statt, auf
dem zugleich das von der IPU in Zusammenarbeit mit der
ILO herausgegebene Handbuch für Parlamentarier „Aus-
rottung der schlimmsten Formen von Kinderarbeit – ein
Leitfaden für die Umsetzung der ILO-Konvention 
Nr. 182“ vorgestellt wurde. Es wurde deutlich, dass keine
Gesellschaft von den verschiedenen Formen der Kinderar-
beit ausgenommen ist. Die Bekämpfung der Kinderarbeit
im Sinne der Konventionen Nr. 138 und 182 der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) sei weiterhin ein mit-
tel- bis langfristiges Ziel. Hierfür müsse das Bewusstsein
für die Problematik geschärft, gesetzgeberische Maßnah-
men erlassen und frei zugängliche, kostenlose qualifizierte
Ausbildung für Kinder und Jugendliche geschaffen wer-
den. Die Wertschätzung für Kinder im Allgemeinen und
für Mädchen insbesondere solle erhöht werden, um so Ur-
sachen für Kinderarbeit zu bekämpfen. Auch wenn die

Umsetzung internationaler Normen und Standards ange-
sichts unterschiedlicher traditioneller Hintergründe auf
Probleme stoße, solle deren Ratifizierung und Anwendung
oberste Priorität genießen. Das Thema soll auf weiteren
parlamentarischen Treffen anlässlich des VN-Gipfels zu
Kindern im Mai in New York und der Jahreskonferenz der
ILO im Juni in Genf vertieft werden. 

Auf einer Sondersitzung am 22. März wählten die Parla-
mentarierinnen neue Vertreter in den Koordinierungsaus-
schuss (siehe Punkt VII.). Dieser legte als ein Thema des
nächsten Treffens auf der 108. Interparlamentarischen
Konferenz „Die besten Wege, dem Beitrag der Frauen zur
Wirtschaft und generellen Wohlstand der Gesellschaft in
vollem Umfang Rechnung zu tragen“ fest. Als Folgever-
anstaltung der Podiumsdiskussion zum Thema Kinderar-
beit wird ein Panel zum Mädchenhandel veranstaltet wer-
den. In der Nachfolge der Diskussion zum Verbot der
Geschlechtsverstümmelung fand ein von der afrikani-
schen Gruppe in der IPU gemeinsam mit der Afrikani-
schen Parlamentarischen Union vorbereitetes Treffen
statt. Hier tauschten sich Vertreter aus Ländern mit dieser
als traditionell verstandenen Praxis sowie aus Zielländern
von Migranten über Maßnahmen zur Bekämpfung der
Beschneidung aus. Auch dieses Treffen soll während der
108. Konferenz fortgesetzt werden. 

VI Sitzungen der Gruppe der Zwölf Plus
Am 16., 19., 20., 21. und 22. März 2002 traten unter dem
Vorsitz der norwegischen Abgeordneten Oddbjørg 
Ausdal Starrfelt die Mitglieder der 43 Länder umfassen-
den Gruppe der Zwölf Plus zu ihren Beratungen zusam-
men. Von der deutschen Delegation nahmen die Delegati-
onsleiterin, Abgeordnete Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU/
CSU), der stellvertretende Delegationsleiter und Ehren-
präsident der Gruppe der Zwölf Plus, Abgeordneter
Dieter Schloten (SPD), sowie als stellvertretende Mit-
glieder die Abgeordneten Hans Raidel (CDU/CSU) und
Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) teil. 

Die Gruppe legte ihre Arbeitsschwerpunkte für die Kon-
ferenz, ausgehend von den Ergebnissen der Sitzung des
Lenkungsausschusses vom 25./26. Januar 2002, fest. Bei
der Entscheidung über die Vertretung in den Ausschüssen
und Gremien wurde beschlossen, zwei deutsche De-
legierte, und zwar die Abgeordnete Prof. Monika
Ganseforth (SPD) als Kandidatin für den Redaktions-
ausschuss zum TOP 5 (10 Jahre nach Rio – weltweite Um-
weltverschlechterung und parlamentarische Unterstüt-
zung für das Kyoto-Protokoll) und die Abgeordnete 
Dr. Angelika Köster-Loßack (Bündnis 90/Die Grünen)
als Kandidatin für den Redaktionsausschuss zum zusätz-
lichen TOP (Bekämpfung des Terrorismus) zu benennen.
Die Abgeordnete Petra Ernstberger (SPD) wurde als
stellvertretendes Mitglied in den Koordinierungsaus-
schuss der Parlamentarierinnen gewählt. 

Die Mitglieder im Exekutivausschuss der IPU (Senatorin
Joan Fraser, Kanada; Yves Tavernier, Frankreich und
Geert Versnick, Belgien) unterrichteten die Gruppe über
die Beratungsgegenstände im Exekutivausschuss. Mit 
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einer Rückkehr in die IPU der US-Delegation sei zu rech-
nen. Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen der IPU
und den VN wurden erörtert. Eine abschließende Ent-
scheidung über Inhalt und Ausmaß der Kooperation sei
von der Generalversammlung der VN im Herbst dieses
Jahres in New York zu erwarten. Das Verhalten der indi-
schen VN-Vertretung bei Einbringung des Antrages bei
der Generalversammlung der VN im Herbst 2001 kam zur
Sprache. Die Gruppe betrachtete die Art der Einbringung
und die Änderung des von der Konferenz in Ouagadou-
gou formulierten Textes durch die indische Delegation als
höchst bedenklich. 

Die Reform der IPU, deren Inhalt auf die zahlreichen Ini-
tiativen und Vorschläge der deutschen Delegation zurück-
geht, und die Komponenten einer Änderung der bisheri-
gen Grundlagen kamen zur Sprache. Eine Mehrheit
zeichnete sich für eine Konstellation ab, nach der zukünf-
tig lediglich eine jährliche Konferenz mit einer maxima-
len Dauer von fünf Tagen sowie eine Ratssitzung in Genf
für einen Zeitraum von drei Tagen stattfinden soll sowie
drei Ausschüsse gebildet werden sollen. 

Entsprechend der auf der 105. Konferenz in Havanna
geänderten Statuten der Gruppe der Zwölf Plus konnte
über die temporäre Vollmitgliedschaft Israels eine Ent-
scheidung getroffen werden. Mit 54 von 70 abgegebenen
Ja-Stimmen wurde die für die Aufnahme erforderliche
Zweidrittelmehrheit erreicht. Der Präsident der Knesset,
Avraham Burg, und der israelische Delegationsleiter, Jus-
tizminister Meir Sheetrit, danken der deutschen Delega-
tion für die nachhaltige Unterstützung bei dieser für Israel
bedeutsamen Entscheidung. Die Voraussetzungen für eine
Vollmitgliedschaft Israels, die bei der gegenwärtigen Lage
im Nahen Osten kontrovers beurteilt wurde, hatte Abge-
ordneter Dieter Schloten (SPD) in einer Stellungnahme
dargelegt, deren Inhalt Ausgangspunkt der Beratungen für
die Abstimmung war. Israel solle die Gelegenheit zur Mit-
wirkung in einer geopolitischen Gruppe gegeben werden,
da es sonst außerhalb jeder Gruppe stehe.

Aufgrund einer Darstellung des Vorsitzenden des Aus-
schusses für Fragen des Mittleren Ostens in der IPU, Ab-

geordnetem Yves Tavernier (Frankreich), erörterte die
Gruppe den Vorschlag des französischen Parlamentspräsi-
denten Raymond Forni, die Präsidenten der Knesset und
des palästinensischen Legislativrates, Avraham Burg und
Ahmed Qoreï „Abu Ala“, zum Zusammentreffen in Jeru-
salem und Ramallah zu begleiten. Die Begegnung beider
Präsidenten in der Assemblée Nationale im Januar 2002
wurde als ein ermutigendes Zeichen gewertet. 

Wegen der im Herbst in Genf anstehenden Wahl des Prä-
sidenten des Interparlamentarischen Rates sprach im Rah-
men der engen Verbindung der Gruppe der Zwölf Plus mit
der geopolitischen Gruppe Latein- und Mittelamerikas
(GRULAC) der von dort für dieses Amt vorgeschlagene
chilenische Senator Sergio Páez Verdugo zu den Mit-
gliedern und legte seine Vorstellungen über das Präsiden-
tenamt des Interparlamentarischen Rates dar. 

Die Bedeutung der Gruppe der Zwölf Plus in der IPU
zeigt sich in der Fähigkeit, Positionen der westlichen Wer-
tegemeinschaft in der IPU und in der Zusammenarbeit mit
anderen geopolitischen Gruppen zu verdeutlichen und
auch durchzusetzen. Die unter dem langjährigen Vorsit-
zenden (1997 bis 2001) und Ehrenpräsidenten der Gruppe
der Zwölf Plus, Abgeordneter Dieter Schloten (SPD), ge-
leistete Arbeit erweist sich als solide Grundlage, Einfluss
und Gestaltungsmöglichkeiten der Zwölf Plus im gesam-
ten interparlamentarischen Geschehen verstärkt zur Gel-
tung zu bringen. Bei den Reformüberlegungen ebenso wie
bei der Ausgestaltung der Zusammenarbeit zwischen der
IPU und den VN haben sich die Vorstellungen der Zwölf
Plus als maßgeblich und richtungsweisend erwiesen.

Prof. Dr. Rita Süssmuth

Leiterin der deutschen Delegation 
in der Interparlamentarischen Union 
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VII Personalien
1. Abdelwahad Radi, Präsident des Repräsentanten-

hauses Marokkos, wurde zum Präsident der 107. In-
terparlamentarischen Konferenz gewählt.

2. Exekutivausschuss:

– Joan Fraser (Kanada) wurde bis zum Ende der Wahl-
periode ihrer Vorgängerin (September 2003) zum Mit-
glied gewählt.

– Pia Larsen (Dänemark) wurde bis zum Ende der
Wahlperiode ihres Vorgängers (Mai 2004) zum Mit-
glied gewählt. 

3. Übersicht über die neuen Ausschussvorsitzenden
und ihre Stellvertreter

a. Erster Ausschuss (Politische Fragen, Internationale
Sicherheit und Abrüstung)

Vorsitzender: Abg. Ahmad Husni Hanadzlah 
(Malaysia)

Stellvertreter: Abg. Adeseye Ougunlewe (Nigeria) und
Abg. Elissavet Papadimitriou (Griechenland)

b. Vierter Ausschuss (Erziehung, Wissenschaft, Kultur
und Umwelt)

Vorsitzender: Abg. Juan Antonio Coloma (Chile)

Stellvertreter: Abg. Brigitta Gadient (Schweiz) und
Abg. Lesego E. Motsumi (Botswana)

c. Ausschuss für Nachhaltige Entwicklung

Stellvertretendes Mitglied: Abg. Berndt Ekholm
(Schweden)

d. Ausschuss für Menschenrechte von Parlamentariern

Stellvertretendes Mitglied: Abg. Jacques Lefevre 
(Belgien)

e. Ausschuss für Nahostfragen

Ordentliches Mitglied: Abg. Finn Martin Vallersnes
(Norwegen)

f. Arbeitsgruppe zur Überwachung der Lage in Zypern

Mitglied: Abg. Liliane Chappuis (Schweiz)

g. Berichterstatter für die Sondersitzung des Rates

Abg. Einar K. Gudfinnsson (Island), Abg. Gwen
Mahlangu (Südafrika) und Abg. Goanpot Asvinvichit
(Thailand)

h. KSZM-Koordinierungsausschuss

Vorsitzende: Abg. Androula Vassiliou (Zypern)

i. Partnerschaftsgruppe

Mitglied: Abg. Joan Fraser (Kanada)

j. Koordinierungsausschuss der Parlamentarierinnen

Vorsitzende (und ex officio Mitglied des Exekutivaus-
schusses): Abg. Gwen Mahlangu (Südafrika)

Stellvertreter: Abg. Yoko Kamikawa und Abg. Asta
Möller (Island)

Mitglieder des Exekutivausschusses (ex officio, 
für die Dauer ihrer Mitgliedschaft im Exekutivaus-
schuss): Abg. Joan Fraser (Kanada), Abg. Pia 
Larsen (Dänemark), Abg. Zury Ríos-Montt 
(Guatemala)

Vorsitzende der Treffen der Parlamentarierinnen (ex
offico für zwei Jahre): Abg. Badia Skali (Marokko),
Abg. Marie Madeleine Ouedraogo (Burkina Faso),
Abg. V. Espin Guillos (Kuba), Abg. Iris Indira Murti
(Indonesien)

Vertreterinnen der Regionalgruppen: 

Gruppe der afrikanischen Länder: 

Ordentliche Mitglieder: Abg. Gwen Mahlangu
(Südafrika) und Abg. J. d’A. Nsabimana (Burundi)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Florence D. Aya
(Nigeria) und Abg. Aïssata Mounkaila (Niger)

Gruppe der arabischen Länder:

Ordentliche Mitglieder: Abg. Kmar Kaâbi 
(Tunesien) und Abg. S. Damen-Masri (Jordanien)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Camilla 
Al-Nattah (Libyen) und Abg. Marwa Osman 
Gaknoun (Sudan)

Gruppe der asiatischen und pazifischen Länder:

Ordentliche Mitglieder: Abg. Yun Sook Lee
(Korea) und Abg. Yoko Kamikawa (Japan)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Iris Indira
Murti (Indonesien) und Abg. Margaret Alva 
(Indien)

Eurasia-Gruppe:

Ordentliche Mitglieder: Abg. Yadviga Grigorovich
(Weißrussland) und Abg. Fliura Ziyatdinova
(Russland)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Hranush Hako-
byan (Armenien) und Abg. Nina Kayupova 
(Kasachstan)

Gruppe der Lateinamerikanischen Länder:

Ordentliche Mitglieder: Abg. Laura Pavón 
(Mexiko) und Abg. Monica Xavier (Uruguay)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Sonia Villalobos
Barahona (Costa Rica) und Abg. Julia Valenzuela
Cuellar de Zea (Peru)

Gruppe der Zwölf Plus:

Ordentliche Mitglieder: Abg. Liis Klaar (Estland)
und Abg. Asta Möller (Island)

Stellvertretende Mitglieder: Abg. Petra Ernstberger
(Deutschland) und Abg. Trix Heberlein (Schweiz)
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VIII Anhang
1. Die Rolle der Parlamente bei der Entwicklung ei-

ner Politik des öffentlichen Handelns im Zeitalter
der Globalisierung, multilateraler Institutionen
und internationaler Handelsabkommen

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

2. Zehn Jahre nach Rio: Weltweite Umweltver-
schlechterung und parlamentarische Unterstüt-
zung für das Kyoto-Protokoll 

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

3. Terrorismus, eine Bedrohung für Demokratie, Men-
schenrechte und Zivilgesellschaft: Der Beitrag der
Parlamente zur weltweiten Bekämpfung des Terro-
rismus und seiner Ursachen für die Erhaltung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

4. Die Rolle der Parlamente zur Förderung der Um-
setzung von Resolution 1397, verabschiedet durch
den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 
12. März 2002, insbesondere des Absatzes, in dem
der Rat seine Verbundenheit mit „einer Vision ei-
ner Region, in der zwei Staaten, Israel und Paläs-
tina, Seite an Seite innerhalb sicherer und aner-
kannter Grenzen leben“ bekundet

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

5. Die Rolle der Parlamente bei der Entwicklung einer
Politik des öffentlichen Handelns (public policy) im
Zeitalter der Globalisierung, multilateraler Institu-
tionen und internationaler Handelsabkommen

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

6. Zehn Jahre nach Rio: Weltweite Umweltver-
schlechterung und parlamentarische Unterstüt-
zung für das Kyoto-Protokoll

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

7. Die internationale Bekämpfung des Terrorismus
und die Rolle der Parlamente und der Zivilgesell-
schaft

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

8. Rede von Prof. Dr. Rita Süssmuth, MdB, Leiterin
der deutschen Delegation in der IPU, gehalten am
18. März 2002 im Plenum der 107. IPU-Konferenz
in Marrakesch, Marokko

9. Rede von Dr. Angelika Köster-Loßack, MdB, ge-
halten am 19. März 2002 vor dem ersten Ausschuss
(Politische Fragen, Internationale Sicherheit und
Abrüstung) bei der 107. Interparlamentarischen
Koferenz in Marrakesch, Marokko

10. Rede von Prof. Monika Ganseforth, MdB, gehalten
am 20. März 2002 vor dem vierten Ausschuss 
(Erziehung, Wissenschaft, Kultur und Umwelt) bei
der 107. Interparlamentarischen Koferenz in Mar-
rakesch, Marokko

11. Bericht über das Zusammentreffen der Delegation
mit dem marokkanischen Präsidenten des Hauses
der Ratgeber sowie Besuch des Orthopädietech-
nik-Zentrums in Marrakesch

Anhang 1
Die Rolle der Parlamente bei der Entwicklung einer
Politik des öffentlichen Handelns im Zeitalter der Glo-
balisierung, multilateraler Institutionen und interna-
tionaler Handelsabkommen

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz,

in der Überzeugung, dass die Globalisierung für alle Län-
der sowohl Möglichkeiten als auch Herausforderungen
bietet und das tägliche Leben der Menschen beeinflusst,

in Anbetracht dessen, dass in vielen Ländern, vor allem
den ärmsten, Schulden einen beträchtlichen Zwang und
ein wirkliches Hindernis für die Entwicklung im Kontext
der Globalisierung darstellen,

in Anbetracht der wachsenden Bedeutung des internatio-
nalen Handels und seines direkten Einflusses auf die Ent-
wicklung und das Wohlergehen der Nationen in allen Tei-
len der Welt und besorgt darüber, dass das gegenwärtige
internationale Handelssystem entwickelte Länder zu be-
günstigen scheint und Probleme für zahlreiche Entwick-
lungsländer schafft,

darauf hinweisend, dass infolge der Globalisierung viele
Länder einen verstärkten Schutz in den Bereichen Men-
schenrechte, nachhaltige Entwicklung und soziale Be-
dürfnisse benötigen,

in Anbetracht der Bedeutung der parlamentarischen Be-
teiligung und der Wechselwirkungen in internationalen
Handelsfragen zur Gewährleistung einer besseren Vertre-
tung der Menschen und zur Schaffung eines demokrati-
schen multilateralen Handelssystems auf der Grundlage
von Gleichheit und Transparenz,

in Anerkennung der entscheidenden Rolle der Parlamente
und der Parlamentarier als legitime Vertreter des Volkes
und als Bindeglied zwischen den Bedürfnissen der Bür-
ger, auch im Hinblick auf Menschenrechte und soziale,
wirtschaftliche und ökologische Fragen sowie im Hin-
blick auf die Regierungspolitik auf nationaler und inter-
nationaler Ebene,
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die Auffassung vertretend, dass es die verfassungsmäßige
Pflicht der Parlamente ist, gegebenenfalls internationale
Übereinkommen zu ratifizieren, Gesetze zu verabschie-
den und ihre Umsetzung zu überwachen,

auch in Anbetracht der Bedeutung des parlamentarischen
Beitrags in multilateralen Institutionen, insbesondere auf
den Gebieten Handel, Finanzen, nachhaltige Entwick-
lung, Menschenrechte und Umwelt,

in der Überzeugung, dass die Globalisierung die Beteili-
gung von Frauen in multilateralen Verhandlungen noch
mehr erforderlich macht,

1. betont die Notwendigkeit für die Parlamente und ihre
Mitglieder, Schritte zu ergreifen um sicherzustellen,
dass die Globalisierung auch den Entwicklungsländern
zugute kommt, sodass ihre Bevölkerung zu größerem
sozialen und wirtschaftlichen Wohlstand gelangt;

2. ruft die Parlamente auf, eine sehr viel aktivere Rolle
auf dem Gebiet der internationalen Handels-, Finanz-
und Umweltverhandlungen zu spielen und an der Ge-
staltung damit verbundener Politiken teilzuhaben;

3. betont die dringende Notwendigkeit, dass die Parla-
mente in allen Phasen der Handelsverhandlungen
einschließlich ihrer Weiterverfolgung einen positiven
Beitrag leisten, um sicherzustellen, dass sie die Sorgen
und Bestrebungen aller Bürger widerspiegeln;

4. fordert die internationale Gemeinschaft und insbeson-
dere die Welthandelsorganisation (WTO) nachdrück-
lich dazu auf, ein demokratischeres, faireres, transpa-
renteres, ausgewogeneres und nicht diskriminierendes
multilaterales Handelssystem zu schaffen;

5. betont die Notwendigkeit, dass

(a) die internationale Gemeinschaft, die WTO ein-
geschlossen, während des Verhandlungsprozesses
die verschiedenen Ebenen der Entwicklung, ins-
besondere die der Entwicklungsländer, berück-
sichtigt, indem sie ihnen die in verschiedenen
WTO-Abkommen vorgeschriebene differenzierte
Sonderbehandlung gewährt und ihnen beim Auf-
bau von Kapazitäten behilflich ist;

(b) der Internationale Währungsfonds (IWF), die
Weltbank und andere multilaterale Entwicklungs-
banken ein Gleiches tun;

6. betont, dass der internationale Handel auf eine am Men-
schen orientierte Entwicklung abzielen sollte, die einen
größeren Marktzugang für Exporte aus den Entwick-
lungsländern, eine verstärkte Entwicklungshilfe und ei-
nen besseren Zugang zu Technologien einschließt;

7. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich
dazu auf, die Schulden der ärmsten Länder zu verrin-
gern und die Staatsverschuldung der am stärksten ver-
schuldeten Länder zu erlassen, während sie jedoch
keine Möglichkeiten außer Acht lassen sollte, von ei-
nigen Regierenden dieser Länder zu ihrem eigenen
persönlichen Nutzen illegal beschlagnahmte Gelder
zurückzuerlangen; 

8. betont die Notwendigkeit, Parlamentarier in Delega-
tionen für multilaterale Verhandlungen aufzunehmen
und dafür Sorge zu tragen, dass derartige Delegatio-
nen sowohl Männer als auch Frauen enthalten;

9. ruft die Parlamente dazu auf, eine aktive Rolle bei der
Überwachung von Beschlüssen und Tätigkeiten der
multilateralen Institutionen zu spielen, insbesondere
derer, die die Entwicklung der Nationen beeinflus-
sen, sowie eine aktive Rolle zu spielen beim Näher-
bringen der multilateralen Handels- und Finanzinsti-
tutionen an die Bevölkerung, der sie dienen sollen,
und dabei, die multilateralen Institutionen demokra-
tischer, transparenter und gerechter zu machen;

10. ruft die IPU dazu auf, eine allgemeine Studie da-
rüber durchzuführen, wie die Parlamente die Globa-
lisierung und ihre Auswirkung auf ihre Wähler an-
gehen;

11. ruft die IPU ebenfalls dazu auf, ihre Bemühungen
zur Bereitstellung einer parlamentarischen Dimen-
sion für die WTO und die Bretton Woods-Institutio-
nen fortzusetzen.

Anhang 2
Zehn Jahre nach Rio: Weltweite Umweltverschlechte-
rung und parlamentarische Unterstützung für das
Kyoto-Protokoll

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz,

daran erinnernd, dass sich auf der UN-Konferenz für Um-
welt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992
die Teilnehmerländer zum Konzept der „nachhaltigen
Entwicklung“ bekannten, das als Leitbild zur Gestaltung
zukünftiger Entwicklungen verstanden wird, und diese
Unterstützung erneut bekräftigend;

zur Kenntnis nehmend, dass die UNCED die Rio-Dekla-
ration, die Agenda 21 und die Grundsatzerklärung über
die Bewirtschaftung der Wälder sowie zwei rechtlich ver-
bindliche Konventionen, die Klimaschutz-Konvention
und die Konvention zum Schutz der biologischen Vielfalt,
angenommen hat und dass Verhandlungen für eine Kon-
vention zur Bekämpfung der Wüstenbildung und das Ak-
tionsprogramm von Barbados für kleine Inselstaaten auf-
genommen und im Jahre 1994 abgeschlossen wurden;

daran erinnernd, dass die Interparlamentarische Union be-
reits auf ihrer 97. Konferenz (April 1997) eine Resolution
„zur Veränderung von Verbrauchsgewohnheiten und Her-
stellungsstrukturen im Hinblick auf eine nachhaltige Ent-
wicklung“ verabschiedete, in der die Parlamente nach-
drücklich aufgefordert werden, den im Jahre 1992
eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen;

in Kenntnis der ebenfalls auf der 97. IPU-Konferenz
(April 1997) abgegebenen Erklärung, in der die IPU u. a.
vor den Gefahren einer rein abwartenden Politik warnte
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und die Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel für die
Entwicklungsländer als einen der Schlüssel zur Verwirk-
lichung der nachhaltigen Entwicklung auf der ganzen
Welt nannte;

eingedenk der 19. Sonderkonferenz der UN-Generalver-
sammlung im Jahre 1997 (Rio plus 5), auf der sich die 
Teilnehmer allgemein unzufrieden mit dem Tempo der
praktischen Umsetzung der in Rio eingegangenen Ver-
pflichtungen zeigten und messbare Fortschritte und die
Ausarbeitung nationaler Strategien für eine nachhaltige
Entwicklung bis zur Folgekonferenz im Jahre 2002 („Rio-
plus-10“-Konferenz) einforderten;

in Kenntnis der Verhandlungsergebnisse der 6. Vertrags-
staatenkonferenz (6. VSK) der Klimarahmenkonvention
der Vereinten Nationen in Bonn im Juli 2001 und der 
7. VSK in Marrakesch im November 2001, die den Weg
dafür geebnet haben, dass das Kyoto-Protokoll noch vor
dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung („Rio-plus-
10“) im September 2002 in Kraft treten kann;

in Anbetracht der Fortschritte in der Umweltpolitik auf na-
tionaler und internationaler Ebene (z.B. die Reduzierung
der Gefahren für die Ozonschicht in der Stratosphäre) und
der Festlegung einer Reihe von globalen Zielen zur
Bekämpfung der Armut seit 1992;

in tiefer Besorgnis darüber, dass die hohen Erwartungen
über die von der internationalen Staatengemeinschaft ver-
einbarten notwendigen und ehrgeizigen Ziele in den Be-
reichen Umwelt und Entwicklung nicht erfüllt werden
konnten;

in Sorge darüber, dass der Bestand an natürlichen Res-
sourcen durch steigenden Konsum und eine nicht nach-
haltige Wirtschaftsweise weiter schwindet und die Um-
weltverschmutzung, insbesondere der Luft und der
Meere, zunimmt;

unterstreichend, dass durch eine stetige Zerstörung der
Lebensräume die biologische Vielfalt bedroht ist und
durch schlechte Bewirtschaftungsmethoden in der Land-
wirtschaft sich die Bodenqualität aufgrund erheblicher
Bodendegradation und -erosion verschlechtert hat;

in Sorge darüber, dass viele natürliche Ressourcen (wie
z. B. Wasser, Land und Boden, Wälder und der Fischbe-
stand) bereits bis zur Grenze ihrer Belastbarkeit ausge-
beutet werden und die Gesundheit der Weltbevölkerung
durch Abfallstoffe und Schadstoffemissionen ernsthaft
gefährdet ist;

in Anerkennung dessen, dass Frauen in erster Linie für
den Lebensunterhalt der Familie verantwortlich sind und
dass die Umweltverschlechterung, darunter die schnelle
Abnahme der natürlichen Ressourcen wie Wasser und
Brennholz, in zahlreichen Ländern Bedingungen geschaf-
fen hat, in denen Frauen darum kämpfen, die grundlegen-
den Bedürfnisse ihrer Familien abzudecken, und zu zu-
nehmend eigenverantwortlichen Haushaltsoberhäuptern
werden mussten, da die Männer infolge eines Rückgangs
der Bodenproduktivität in großen Scharen in die Städte
abwanderten; 

in Sorge darüber, dass Kinder, die in ihren ersten Lebens-
jahren sehr anfällig sind, infolge von Umweltverschmut-

zung und ungesunden Lebensbedingungen bleibende
Schäden davontragen können;

in Bekräftigung der Resolution betreffend die Freiwilli-
gen, verabschiedet von der Interparlamentarischen Union
auf ihrer 105. Konferenz (April 2001), und in Anerken-
nung der wichtigen Rolle, die der Freiwilligendienst für
die nachhaltige Entwicklung spielt;

die Notwendigkeit unterstreichend, sich auf praktische
Maßnahmen für Umweltschutz und nachhaltige Entwick-
lung zu konzentrieren, die die Zivilgesellschaft, insbe-
sondere Unternehmen und NGOs, in die Weiterverfol-
gung einbeziehen;

mit Genugtuung über die Millenniumserklärung der Ver-
einten Nationen vom 8. September 2000 und über die
Aufstellung der Millenniumsentwicklungsziele, insbe-
sondere das Ziel der umweltpolitischen Nachhaltigkeit;

tief besorgt darüber, dass trotz der 1992 eingegangenen
Verpflichtungen der globale Ausstoß an Treibhausgasen
weiter gestiegen, der Klimawandel längst im Gange und
die Lebensgrundlage einer wachsenden Weltbevölkerung
bedroht ist; 

Klimawandel

1. fordert die Staaten auf, die Bedeutung des dritten Eva-
luierungsberichts der zwischenstaatlichen Sachver-
ständigengruppe über Klimaänderungen zur Kenntnis
zu nehmen, der einen neuen und stärkeren Beweis
dafür liefert, dass der Großteil der in den letzten 
50 Jahren festgestellten globalen Erwärmung auf
menschliche Aktivitäten zurückzuführen ist;

2. fordert die Staaten auf, die Ratifizierung des Kyoto-
Protokolls zu beschleunigen unter Berücksichtigung
der Ministererklärung von Marrakesch, um den Weg
für sein rechtzeitiges Inkrafttreten vor dem Weltgipfel
für nachhaltige Entwicklung (Johannesburg, Süd-
afrika, 26. August bis 4. September 2002) zu ebnen
und andere zu ermutigen, ein Gleiches zu tun;

3. empfiehlt allen Staaten, einschließlich den Vereinig-
ten Staaten von Amerika, anzuerkennen, dass die ent-
wickelten Länder als die ersten, die mit der Industria-
lisierung begonnen haben, auch die ersten sein sollten,
die Maßnahmen zur Reduzierung ihrer Treibhausgas-
emissionen ergreifen, und dass die im Kyoto-Proto-
koll vorgesehenen Verpflichtungen ein entscheidender
erster Schritt zur Bewältigung des Klimawandels sind; 

4. legt allen Staaten ebenfalls nahe zu erwägen, welche
weiteren Maßnahmen im Einklang mit dem Grundsatz
der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwort-
lichkeiten notwendig werden, um das Gesamtziel der
Klimaschutz-Konvention der Vereinten Nationen 
– die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen
in der Atmosphäre auf einem Niveau, das eine 
gefährliche anthropogene Beeinträchtigung des
Klimasystems verhindert – zu erfüllen;

5. legt allen Staaten weiterhin nahe, die Wirkung anzu-
erkennen, die der Klimawandel auf die Häufigkeit und
Schwere von Naturkatastrophen hat, und ruft die Staa-
ten auf, die humanitären Fragen des Klimawandels in
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Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen,
kommunalen Behörden und gemeinschaftsgestützten
Organisationen wie den nationalen Rotkreuz- und
Rothalbmondgesellschaften anzugehen;

6. ruft die Staaten auf, einen Aktionsplan zu vereinbaren,
der die erforderliche energiepolitische Grundlage für
die Erreichung der Millenniumsentwicklungsziele
stellt;

7. ermutigt die Staaten, Voraussetzungen zu schaffen, die
es den Ländern ermöglichen, die Nutzung erneuerbarer
Energiequellen zu maximieren und bei der Verfolgung
ihrer nationalen umweltpolitischen, wirtschaftlichen,
sozialen und Sicherheitsziele die Energieeffizienz zu
erhöhen, unter anderem durch die Betonung der Be-
deutung von Verbesserungen innerhalb des Transport-
sektors;

Sonstige Fragen für eine nachhaltige Entwicklung
Armut und Umwelt

8. fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, die Um-
setzung der Millenniumsentwicklungsziele der Ver-
einten Nationen zu unterstützen, einschließlich derer,
die Umweltressourcen betreffen, indem sie das Ver-
ständnis der Beziehungen zwischen Armut und einem
effizienteren Management der Umweltressourcen för-
dern und Umweltfragen in die nationalen Strategien
zur Armutslinderung eingliedern;

9. ruft die Industrieländer dazu auf, die Entwicklungs-
länder bei ihrem Entwicklungsprozess und bei ihren
Anstrengungen zur Einbeziehung des Umwelt-
schutzes in ihre Entwicklungspolitiken zu unterstüt-
zen und empfiehlt insbesondere, Politiken zur 
Erleichterung der Schuldenlast der Entwicklungslän-
der zu beschließen, die zur Leistung ihres Schulden-
dienstes Raubbau an ihren natürlichen Ressourcen be-
treiben müssen und sie somit schnell erschöpfen oder
gefährden;

10. legt den Staaten nahe, ein solides grundlegendes Um-
feld (einschließlich einer verantwortungsvollen
Staatsführung) zu schaffen, das nicht nur die internen
Ressourcen mobilisiert, sondern auch internationale
private Investitionsflüsse anzieht, sowie Gewinne aus
der Handelsintegration zu realisieren und den best-
möglichen Nutzen aus der ausländischen Entwick-
lungshilfe zu ziehen;

11. ruft die Staaten auf sicherzustellen, dass die Armuts-
linderung einen führenden Platz in internationalen
Übereinkommen einnimmt und von Organisationen
wie der WTO und den internationalen Finanzinstitu-
tionen angegangen wird;

12. ruft die Staaten auf, die Terms of Trade für die Ent-
wicklungsländer und die Wirksamkeit der Entwick-
lungshilfe zu verbessern (durch eine Harmonisierung,
die Entkopplung der Hilfe und das Konzentrieren auf
den Aufbau von Kapazitäten, um von den Möglichkei-
ten, die die Globalisierung bietet, zu profitieren), die
ausländische Entwicklungshilfe auf 0,7 % des Brutto-
sozialprodukts zu erhöhen, wie von den Vereinten Na-

tionen empfohlen (über einen Plan wie den Treuhand-
fonds für Internationale Entwicklung zur Erzielung ei-
nes Hebeleffekts in der privaten Finanzwirtschaft) so-
wie sicherzustellen, dass die Hilfe zielgerichteter
erfolgt gemäß dem zweifachen Kriterium der Armut
und einer Politik zugunsten der Armen;

13. fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, die Neue
Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas (NEPAD)
zu unterstützen, um es Afrika zu ermöglichen, seiner
wirtschaftlichen und sozialen Marginalisierung ein
Ende zu setzen, sowie ähnlichen Anstrengungen in an-
deren Regionen Unterstützung zu gewähren;

Wasser

14. ruft die Staaten dazu auf sicherzustellen, dass Wasser
eine gebührende Anerkennung als ein entscheiden-
des Element für die nachhaltige Entwicklung erhält,
und fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, Maß-
nahmen zur Unterstützung des Millenniums-ent-
wicklungsziels Wasser umzusetzen und auf die An-
nahme der nachstehenden Ziele zu drängen, die in
den Bonner Maßnahmenempfehlungen niedergelegt
sind:

– den Anteil der Menschen ohne Zugang zu ange-
messenen sanitären Einrichtungen bis zum Jahr
2015 zu halbieren;

– den Prozess zur Entwicklung von Plänen für die
Bewirtschaftung der Wasservorkommen bis zum
Jahr 2005 eingeleitet zu haben;

– geeignete Ziele für die Verbesserung der Gleich-
heit und Effizienz bei der Nutzung der Wasservor-
kommen festzulegen;

– Wasserfragen in die Strategien zur Armutslinde-
rung und in andere nationale Pläne einzugliedern;

15. fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, eine 
Einigung zu erzielen, wie die internationale Gemein-
schaft Aktionsrahmen unterstützen kann, die die natio-
nale Souveränität respektieren und einen glaubwürdigen
Weg zur Verwirklichung der Millenniumsentwicklungs-
ziele darstellen, wobei man sich auf die drei nachfol-
genden übergreifenden Schlüsselbereiche konzentrieren
sollte:

– Staatsführung: nachhaltige Bewirtschaftung der
Wasservorkommen, wirksame und transparente
Regelungsprozesse und Zusammenarbeit über in-
ternationale Grenzen hinweg;

– Mobilisierung finanzieller Mittel: neue und wirk-
samere Finanzinstrumente, die Anreize für alle Fi-
nanzierungsquellen für eine nachhaltige Entwick-
lung geben;

– Aufbau von Kapazitäten: Teilen von Wissen und
erprobten Methoden über Zusammenarbeit und in-
ternationale Partnerschaften;

16. ruft die Staaten dazu auf, die Ozeane als einen Schlüs-
selaspekt der Agenda für nachhaltige Entwicklung
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anzuerkennen, die in einem bedeutenden Zusammen-
hang zur Verwirklichung der Ziele des Weltgipfels für
nachhaltige Entwicklung stehen, und sich die Idee der
„globalen Gemeinsamkeiten“ zu Eigen zu machen;
und fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, inter-
nationale Initiativen und Maßnahmen auf folgenden
Gebieten zu entwickeln: 

– nachhaltige Fischerei (Lebensmittelsicherheit und
illegaler Fischfang);

– marine Schutzzonen (wie z. B. ein eventuelles
weltumspannendes Netzwerk, das Korallenriffe,
Tourismus und Fischerei umfasst)

– Verwaltung der Ozeane und Ozeanpartnerschaften
(ein neues Mandat für den Beratungsprozess der
Vereinten Nationen über Ozeane, sowie für die
Stärkung regionaler Meere und die Zusammenar-
beit zu regionalen Meeren)

– Beschränkung der nuklearen Abfallemissionen,
die irgendwann einmal zur radioaktiven Ver-
schmutzung der Ozeane führen werden;

Sonstige wichtige Initiativen:

17. fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, die An-
strengungen zur Bekämpfung von Dürre und Deserti-
fikation zu verstärken, geeignete Lösungen in Bezug
auf die Bodenbewirtschaftung zu finden und Grünzo-
nen einzurichten, um der Bodendegradierung ein
Ende zu setzen;

18. ruft die Staaten dazu auf, die Verwaltung des Ökosy-
stems der Wälder zu fördern, biologische Vielfalt und
genetische Ressourcen zu erhalten und zu schützen
und auf persistente organische Schadstoffe abzielende
Programme zu unterstützen;

19. legt den Staaten nahe, nicht zwingende Bevölke-
rungsmanagement-Strategien zu entwickeln oder zu
stärken, die mit den Zielen der nachhaltigen Entwick-
lung übereinstimmen;

20. fordert die Staaten nachdrücklich dazu auf, das Be-
wusstsein über die Beziehungen zwischen dem um-
weltpolitischen, sozialen und kulturellen Aspekt der
nachhaltigen Entwicklung zu steigern, um den He-
rausforderungen einer wachsenden wirtschaftlichen
und kulturellen Entfremdung durch die Förderung von
Bildung, Gesundheit, Gleichstellung von Frauen und
Männern, sowie der kulturellen Vielfalt zu begegnen,
und ersucht die UNESCO und andere einschlägige
Agenturen, eng mit der IPU zusammenzuarbeiten, um
die internatonale Debatte zu vertiefen und bei der
Formulierung nationaler Politiken zu diesen Fragen
behilflich zu sein;

21. ruft die Staaten auf, einen Rahmen zur Anregung der
technologischen und sozialen Innovation zu ent-
wickeln zur Erleichterung des wirtschaftlichen Fort-
schritts, der für die Bewältigung der Armut und zur
Verbesserung des Lebensstandards erforderlich ist,

unter Einhaltung der ökologischen Grenzen; das
Wachstum von Umweltschäden abzukoppeln und In-
novation und Unternehmergeist zu fördern, die zur Er-
zielung eines schrittweisen Wandels in der nachhalti-
gen Entwicklung nötig sind;

22. ermutigt alle Staaten, insbesondere die entwickelten
Staaten, marktgestützte Instrumente zur Förderung
von Investitionen in alternative Energietechnologien
zu verwenden und umweltverträgliche Praktiken im
Allgemeinen zu fördern, insbesondere Maßnahmen,
die die Verbraucher ermutigen, bei ihren Kaufent-
scheidungen ökologische Kosten zu berücksichtigen;

23. legt den Staaten nahe sicherzustellen, dass Handels-
und andere Vereinbarungen nicht im Widerspruch zu
umweltpolitischen Instrumenten stehen;

24. ruft die Staaten auf, das Vorsorgeprinzip und das Ver-
ursacherprinzip umzusetzen;

25. ist der Auffassung, dass es in der Verantwortung aller
liegt, insbesondere derjenigen, die Zugang zu den Me-
dien und öffentlichen Foren haben, die Menschen zu
einem umweltverträglichen Lebensstil zu ermutigen.

Anhang 3
Terrorismus, eine Bedrohung für Demokratie, Men-
schenrechte und Zivilgesellschaft: Der Beitrag der
Parlamente zur weltweiten Bekämpfung des Terroris-
mus und seiner Ursachen für die Erhaltung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz,

daran erinnernd, dass die Interparlamentarische Union auf
ihrer 95. Konferenz (April 1996) den internationalen Ter-
rorismus als Gefahr für die politische und gesellschaft-
liche Stabilität aller Staaten, als Bedrohung für die welt-
weite Entwicklung demokratischer Strukturen sowie als
Anschlag auf die Sicherheit der Bürger und ihre individu-
ellen Freiheitsrechte verurteilte, und alle Staaten dazu
aufrief, geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung terroris-
tischer Akte und ihrer gesellschaftlichen, wirtschaftlichen
und politischen Wurzeln zu ergreifen;

ebenfalls daran erinnernd, dass der Kampf um die natio-
nale Befreiung und Unabhängigkeit von ausländischer
Besetzung ein in internationalen Resolutionen veranker-
tes legitimes Recht ist und dass ein solches Ziel nicht an
sich einen terroristischen Gewaltakt darstellt, jedoch be-
tonend, dass kein Kampf wahllose Angriffe, insbesondere
auf unschuldige Zivilisten, oder jedwede Form des orga-
nisierten Staatsterrorismus rechtfertigen kann;

in Bekräftigung ihrer auf der 105. Interparlamentarischen
Konferenz (April 2001) verabschiedeten Resolution „Der
Beitrag der Parlamente der Welt zur Bekämpfung des Ter-
rorismus“, in der jegliche Beweggründe für terroristische
Gewalt – seien diese politisch, weltanschaulich, ideolo-
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gisch, rassistisch, religiös oder anderer Natur – als unter
keinen Umständen zu rechtfertigen zurückgewiesen wer-
den und die an alle Parlamente die Forderung richtete,
Maßnahmen gegen den internationalen Terrorismus im
Einklang mit der Resolution 55/158 der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen zu ergreifen; 

in der Überzeugung, dass alle Gewaltakte, die von einer
Einzelperson, einer Vereinigung oder einem Staat gegen
ein oder mehrere Länder, deren Institutionen oder Bevöl-
kerung mit dem Vorsatz begangen werden, sie einzu-
schüchtern und die Grundfreiheiten, die Demokratie, die
Achtung der Menschenrechte, die Bürgerrechte und die
Rechtsstaatlichkeit dieses Landes oder dieser Länder
ernsthaft zu schädigen, anzugreifen oder zu zerstören so-
wie jede Unterstützung solcher Gewaltakte durch einen
Staat als terroristische Straftaten zu verurteilen sind;

ebenfalls in der Überzeugung, dass der internationale 
Terrorismus eklatant auch gegen die Werte verstößt, die
im humanitären Völkerrecht und in unterschiedlichen
Konventionen der Vereinten Nationen, besonders aber in
der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ (Reso-
lution 217 A (III) der UN-Generalversammlung vom 
10. Dezember 1948) für das Recht auf Leben, Freiheit und
Sicherheit der Person niedergelegt und von der Interpar-
lamentarischen Union wiederholt bekräftigt worden sind;

erinnernd an die Resolution 1368 (2001) des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen vom 12. September 2001, die
die internationale Staatengemeinschaft zu einer verstärk-
ten Zusammenarbeit und zur vollen Durchführung der
einschlägigen internationalen Übereinkünfte gegen den
Terrorismus aufruft;

in Übereinstimmung mit der Resolution 1373 (2001) des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 28. Septem-
ber 2001, die alle Staaten auffordert, Maßnahmen zur Ter-
rorbekämpfung auf finanziellem, strafrechtlichem und 
informationstechnischem Gebiet zu ergreifen sowie jegli-
che aktive oder passive Unterstützung von Terroristen
oder terroristischen Gruppen zu unterbinden;

erinnernd an das von der UNO-Generalversammlung be-
schlossene „Internationale Übereinkommen zur Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus“ vom 9. Dezem-
ber 1999, das alle Vertragsstaaten zur Auslieferung von
Personen verpflichtet, die der finanziellen Unterstützung
terroristischer Aktivitäten angeklagt sind, sowie die Er-
greifung von Maßnahmen zur Aufdeckung verdächtiger
Finanztransaktionen fordert;

mit Besorgnis feststellend, dass die wachsenden Verbin-
dungen zwischen Terrorismus und organisiertem Verbre-
chen, darunter illegaler Drogen-, Waffen- und Men-
schenhandel sowie Geldwäsche, beträchtliche Hindernisse
für die Erfüllung des Strebens der Zivilisationen nach Ent-
wicklung, Wohlstand, Frieden und Sicherheit darstellen;

in Bekräftigung der Notwendigkeit, die durch den interna-
tionalen Terrorismus ausgehende Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit mit allen Mitteln
und im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen,
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und den
VN-Menschenrechtspakten zu bekämpfen;

in Anerkennung und mit Genugtuung über die wachsende
internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des in-
ternationalen Terrorismus;

in der Auffassung, dass die Verurteilung des Terrorismus
untrennbar mit der Unterstützung der Opfer verbunden ist;

in der Überzeugung, dass die Parlamente und Parlamen-
tarier der Welt durch internationale und nationale Zusam-
menarbeit einen herausragenden Beitrag zur Bekämpfung
des globalen Terrorismus und zur Beseitigung seiner Ur-
sachen leisten können;

in dem Bewusstsein, dass nicht zuletzt die Zivilgesell-
schaft durch terroristische Gewaltakte in ihrem Aufbau
und Zusammenhalt erschüttert werden soll und sie diesem
Anschlag auf ihre Werte begegnen muss, ohne dabei ihre
Offenheit, Humanität, menschenrechtlichen Standards
und individuellen Freiheitsrechte preiszugeben;

in der Erkenntnis, dass die Abwesenheit von Demokratie
sowie mangelnder Respekt für Menschenrechte und die
Weigerung, regionale Konflikte friedlich zu regeln, eben-
falls entscheidend zur Entwicklung von Terrorismus bei-
tragen;

1. fordert alle nationalen Parlamente auf, die es bis jetzt
noch nicht getan haben, die Konventionen der Verein-
ten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus zu 
billigen oder ihre Billigung zu erleichtern, dabei beson-
ders das von der UNO-Generalversammlung beschlos-
sene „Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung
der Finanzierung des Terrorismus“ vom 9. Dezember
1999 zu ratifizieren und die erforderlichen Durch-
führungsmaßnahmen zügig zu treffen sowie auf den
Abschluss und die Annahme der bei der UNO-General-
versammlung vorliegenden Entwürfe einer umfassen-
den Konvention gegen den Terrorismus und einer Kon-
vention gegen Nuklearterrorismus zu dringen;

2. fordert ebenfalls alle Staaten und internationalen Orga-
nisationen auf, zu erwägen, technische und finanzielle
Unterstützung an Staaten zu leisten, die sie benötigen,
um ihre Fähigkeit zu stärken, wirksame Maßnahmen
gegen den Terrorismus und das grenzübergreifende or-
ganisierte Verbrechen, darunter illegaler Drogen-, Waf-
fen- und Menschenhandel sowie Geldwäsche, zu er-
greifen;

3. fordert alle Parlamente der Welt unter Bezugnahme auf
die Resolution der 105. Interparlamentarischen Konfe-
renz (April 2001) „Gewährleistung der Einhaltung der
völkerrechtlichen Grundsätze im Interesse des Welt-
friedens und der Weltsicherheit“ erneut nachdrücklich
auf, eine Einigung über den Anwendungsbereich der
Anti-Terrorismus-Konventionen sicherzustellen;

4. fordert ebenfalls alle Parlamente der Welt erneut nach-
drücklich dazu auf, für eine Ratifizierung des Römi-
schen Statuts zur Errichtung des Internationalen Straf-
gerichtshofes Sorge zu tragen und anzuerkennen, dass
internationale Terroristen strafrechtlich verfolgt und
vor einen nationalen oder internationalen Gerichtshof
gebracht werden müssen (z. B. den Internationalen
Strafgerichtshof);
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5. bekräftigt den von der UNO-Generalversammlung in
ihrer Entschließung vom 24. Oktober 1970 (2625)
(XXV) festgelegten und vom Sicherheitsrat in seiner
Resolution 1189 (1998) aufrechterhaltenen Grund-
satz, dass jeder Staat verpflichtet ist, es zu unterlas-
sen, terroristische Handlungen in einem anderen
Staat zu organisieren, anzustiften, zu unterstützen
oder sich daran zu beteiligen oder in seinem eigenen
Hoheitsgebiet organisierte Aktivitäten zu dulden, die
auf die Begehung solcher Handlungen gerichtet sind,

6. fordert alle Parlamentarier der Welt in Anknüpfung
an die Resolution 1377 (2001) des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen zum Vorgehen gegen den
Terrorismus vom 12. November 2001 auf, ihren Bei-
trag zur Förderung des gegenseitigen Verständnisses
zwischen den Kulturen und zur Regelung regionaler
Konflikte zu leisten sowie zur internationalen Ko-
operation in Fragen globaler und entwicklungspoli-
tischer Problemstellungen beizutragen, um damit
die Ursachen des Terrorismus nachhaltig und auf
breiter Grundlage zu bekämpfen;

7. erklärt die Notwendigkeit eines verstärkten interpar-
lamentarischen Informations- und Erfahrungsaus-
tausches im Hinblick auf die Umsetzung effektiver
gesetzgeberischer Instrumente und Maßnahmen und
betont die unterstützende Funktion der Interparla-
mentarischen Union bei der Koordinierung legislati-
ver Initiativen der Terrorismusbekämpfung;

8. betont die Aufgabe der Parlamentarier sowie aller
Verantwortlichen der Zivilgesellschaft auf der
ganzen Welt, die Entwicklung der Demokratie zu
stärken, die Menschenrechte zu fördern, die friedli-
che Beilegung regionaler Konflikte und die Beendi-
gung von Besetzung als bestes Mittel der Terror-
prävention zu unterstützen;

9. ruft die Parlamente auf, legislative Maßnahmen zu
beschließen, die eine Entschädigung der Opfer ter-
roristischer Gewaltakte als ein Ausdruck nationaler
Solidarität ermöglichen;

10. appelliert an die Parlamente der Welt, durch Ent-
wicklungsmaßnahmen, die zivilgesellschaftlichen
Initiativen besondere Bedeutung beimessen, ihre
Anstrengungen zur Beseitigung von sozialer Unge-
rechtigkeit, Entfremdung und Extremismus als ei-
nem Nährboden für den Terrorismus zu verstärken;

11. betont die Bedeutung des Dialogs zwischen den Zi-
vilisationen zur Verhinderung des Terrorismus, un-
terstreicht die Rolle der Zivilgesellschaft in diesem
Dialog und fordert die Parlamentarier und Parla-
mentarierinnen auf, Maßnahmen zur Förderung des
Dialogs zwischen und in den Zivilisationen einzu-
leiten und Programme für den Frieden zu fördern,
die sich insbesondere auf die Bildungsreform kon-
zentrieren, die Pluralismus, Toleranz und gegensei-
tigem Verständnis förderlich ist;

12. weist von neuem darauf hin, dass Terrorismus keiner
Religion, Nationalität oder Zivilisation zugeschrie-
ben werden kann und dass die Zuweisung zu einer

Religion, Nationalität oder Zivilisation oder seine
Rechtfertigung im Name einer Religion, Nationali-
tät oder Zivilisation eine Bedrohung für die gesamte
Menschheit darstellt;

13. betont die Notwendigkeit regelmäßiger parlamenta-
rischer Debatten über das Thema internationaler
Terrorismus, um das Problem auf der politischen Ta-
gesordnung zu halten und für eine strikte Weiterver-
folgung der Resolution 1373 des UNO-Sicherheits-
rates Sorge zu tragen, vor allem, was den Bericht
anbelangt, den jeder Mitgliedstaat den Vereinten Na-
tionen vorzulegen hat; 

14. betont weiterhin die Notwendigkeit der Konflikt-
prävention und fordert alle betroffenen Parteien
nachdrücklich dazu auf, andauernde Konflikte zu
beenden und die Sicherheit aller an den Konflikten
beteiligter Personen völlig zu respektieren.

Anhang 4
Die Rolle der Parlamente zur Förderung der Umset-
zung von Resolution 1397, verabschiedet durch den Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen am 12. März 2002,
insbesondere des Absatzes, in dem der Rat seine Ver-
bundenheit mit „einer Vision einer Region, in der zwei
Staaten, Israel und Palästina, Seite an Seite innerhalb
sicherer und anerkannter Grenzen leben“ bekundet

(Von der 107. Interparlamentarischen Konferenz in
Marrakesch am 22. März 2002 im Konsenswege ver-
abschiedete Resolution)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über die
Lage im Nahen Osten, insbesondere die am 14. Septem-
ber 2001 in Ouagadougou verabschiedete Resolution,

ebenfalls unter Hinweis auf die vom Sicherheitsrat und
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen ver-
abschiedeten Resolutionen, 

bringt ihre schwere Besorgnis im Hinblick auf die tragi-
schen und gewalttätigen Ereignisse zum Ausdruck, die je-
den Tag zahlreiche Leben fordern und eine enorme Zer-
störung verursachen,

sich der Verabschiedung von Resolution 1397 des UN-Si-
cherheitsrates vom 12. März 2002 anschließend

1. begrüßt und unterstützt die Umsetzung von Resolu-
tion 1397 des Sicherheitsrates, insbesondere seine
Verbundenheit mit „einer Vision einer Region, in der
zwei Staaten, Israel und Palästina, Seite an Seite in-
nerhalb sicherer und anerkannter Grenzen leben“;

2. ruft Israelis und Palästinenser auf, 

i. eine Logik des Friedens einzuführen, die die Lo-
gik des Krieges, der Gewalt und des Terrors er-
setzt, durch die Aufnahme politischer Verhand-
lungen für eine gemeinsame Zukunft;

ii. alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um es dem
Sondergesandten der Vereinigten Staaten sowie
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den Sondergesandten der Russischen Föderation
und der Europäischen Union sowie dem Sonder-
koordinator der Vereinten Nationen zu ermögli-
chen, ihre Friedensmissionen in der Region er-
folgreich abzuschließen;

iii. einen Waffenstillstand einzuhalten, die Normen
des humanitären Völkerrechts zu erfüllen und
die Feindseligkeiten zu beenden, um die Sicher-
heit des israelischen und des palästinensischen
Volkes zu gewährleisten, es den palästinensi-
schen Institutionen zu ermöglichen, frei zu funk-
tionieren, sowie es dem israelischen und dem
palästinensischen Volk zu erlauben, sich in völli-
ger Sicherheit zu bewegen;

iv. bei der Umsetzung des Mitchell-Plans und des
Tennet-Entwurfs zu kooperieren;

v. die Friedensverhandlungen unverzüglich auf der
Grundlage der einschlägigen Resolutionen des
Sicherheitsrates und anderer Organe der Verein-
ten Nationen sowie der auf der in Ouagadougou
verabschiedeten IPU-Resolution wieder aufzu-
nehmen;

3. begrüßt den Beitrag des saudi-arabischen Kronprin-
zen Abdullah zur Erlangung von Frieden und Stabi-
lität für die Region;

4. unterstützt alle parlamentarischen und interparla-
mentarischen Friedensinitiativen.

Anhang 5
Die Rolle der Parlamente bei der Entwicklung einer
Politik des öffentlichen Handelns (public policy) im
Zeitalter der Globalisierung, multilateraler Institu-
tionen und internationaler Handelsabkommen

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz,

(1) in dem Bewusstsein, dass die Globalisierung eine
neue Welt schafft, die durch immer stärkere Vernet-
zung, wechselseitige Verwundbarkeiten, Interde-
pendenzen sowie grenzüberschreitende Problemla-
gen gekennzeichnet ist;

(2) in der Erkenntnis, dass sich die Reichweite nationa-
ler Wirtschafts-, Steuer-, Finanzmarkt-, Umwelt-,
Energie- oder Verbraucherschutzpolitik im Zuge der
Globalisierung stetig verringert;

(3) feststellend, dass die wesentlichen Grundlagen der
Mitgestaltung der internationalen Beziehungen des
21. Jahrhunderts auf der strategischen, organisatori-
schen, wissensbasierten und auf gemeinsame Pro-
blemlösung ausgerichteten Kompetenz beruht, kom-
plexe Interaktionen zu steuern, Kooperation zu
organisieren und durch Strukturbildung die Richtung
des Wandels aktiv und zielorientiert zu gestalten;

(4) erinnernd an die Feststellung der Vereinten Nationen
in ihrer Milleniumserklärung, dass „die mit der Glo-

balisierung einhergehenden Vorteile ebenso auch
wie ihre Kosten gegenwärtig sehr ungleich verteilt
sind und die Entwicklungs- und Übergangsländer
besondere Schwierigkeiten überwinden müssen, um
dieser zentralen Herausforderung zu begegnen“;

(5) beklagend, dass bis heute weltweit nur eine kleine
Minderheit von den Wachstumschancen und der
Teilhabe an den neuen Informationstechnologien
profitiert;

(6) in dem Bewusstsein, dass die bisherige „Kohärenz
der Politik“ internationaler Organisationen vom Ein-
zelnen zunehmend infrage gestellt und die Forde-
rung nach mehr Transparenz und Partizipation erho-
ben wird;

(7) zur Kenntnis nehmend, dass sich internationale
Wirtschafts- und Finanzinstitutionen wie etwa WTO
und IWF einer zum Teil massiven Kritik von Nicht-
regierungsorganisationen und Entwicklungsländern
ausgesetzt sehen;

(8) feststellend, dass die nach dem Zweiten Weltkrieg
errichteten internationalen Organisationen nach ih-
rer Struktur und Entscheidungsfindung den Transpa-
renz- und Partizipationsbedürfnissen oftmals nicht
gerecht werden;

(9) kritisch die Rolle der Parlamente im Verhandlungs-
und Entscheidungsprozess multilateraler Handels-
abkommen betrachtend; 

(10) sich vor Augen haltend, dass von vielen Entwick-
lungsländern aufgrund ihrer Erfahrungen nach der
GATT-Uruguay-Konferenz 1994 Vorbehalte gegen
eine neue Welthandelsrunde vorgebracht und auf der
4. Ministerkonferenz der WTO in Doha erneuert
wurden;

1. ruft die internationale Staatengemeinschaft auf,
sich der parlamentarischen Dimension der Glo-
balisierung sowie des Welthandelsprozesses als
vordringlicher Aufgabe anzunehmen;

2. erinnert die Staatengemeinschaft dabei an die
Feststellung der Vereinten Nationen in ihrer Mil-
leniumserklärung, dass „die Verantwortung für
die Gestaltung der weltweiten wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung sowie die Bewälti-
gung von Bedrohungen des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit von allen Nationen
der Welt gemeinsam getragen und multilateral
wahrgenommen werden muss“; 

3. fordert daher die Parlamente auf, eine größere
Rolle bei der Herausbildung einer tragfähigen
„global governance“-Architektur in den unter-
schiedlichen Politikfeldern wahrzunehmen;

4. spricht sich in diesem Zusammenhang für die Prü-
fung globaler Politiknetzwerke aus, die alle rele-
vanten Akteure eines Politikfeldes einbeziehen;

5. ruft die internationale Staatengemeinschaft auf,
ihre Politik im multilateralen Kontext besser ab-
zustimmen und in diesem Zusammenhang die
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zentrale Rolle der Vereinten Nationen zu berück-
sichtigen;

6. ruft auf, die Handlungsfähigkeit der Vereinten
Nationen im Rahmen des VN-Entwicklungs-
programms, Bevölkerungsfonds oder Hoch-
kommissariats für Flüchtlinge nicht weiter durch
massive Kürzungen der Zuschüsse vieler VN-
Mitgliedstaaten und der EU zu schwächen und
sich dafür einzusetzen, den Fonds und Program-
men der Vereinten Nationen durch eine regel-
mäßigere Bereitstellung von Mitteln eine verläss-
liche Planungsgrundlage zu schaffen;

7. ruft die Parlamente auf, Handlungsalternativen
zu ergreifen, die es erlauben, Einfluss auf inhalt-
liche Entscheidungen zu gewinnen;

8. spricht sich dafür aus, die Entscheidungsstruktu-
ren internationaler Organisationen auf ihren par-
tizipatorischen Charakter hin zu prüfen, um Ak-
zeptanzdefizite zu verringern;

9. fordert die Parlamente auf, Regeln und Mindest-
anforderungen für die sozialen, entwicklungs-
und umweltpolitischen Dimensionen des Welt-
handels zu entwickeln und in den Verhandlungs-
und Entscheidungsprozess einzubringen;

10. spricht sich in diesem Zusammenhang für die
Prüfung der Vorschläge, wie Beobachterstatus
der IPU bei der WTO, Gründung einer parla-
mentarischen Versammlung bei der WTO,
anlässlich der IPU-Konferenz in Genf im Juni
2001 aus;

11. appelliert an die Regierungen und Parlamente
der Industrieländer, ihre früheren Absichtser-
klärungen zugunsten der armen Länder der Welt
zu erfüllen und erinnert in diesem Zusammen-
hang an die konsequente Öffnung der Märkte für
Produkte der Entwicklungsländer.

Anhang 6
Zehn Jahre nach Rio: Weltweite Umweltverschlechte-
rung und parlamentarische Unterstützung für das
Kyoto-Protokoll

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz der IPU,

daran erinnernd, dass sich auf der UN-Konferenz für Um-
welt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992
die Teilnehmerländer zum Konzept der „nachhaltigen
Entwicklung“ bekannten, das als Leitbild zur Gestaltung
zukünftiger Entwicklungen verstanden wird;

Kenntnis nehmend, dass auf diesem Weltgipfel die Rio-
Deklaration, die Agenda 21 und die Walderklärung sowie
zwei rechtlich verbindliche Konventionen, die Klima-
schutz-Konvention und die Konvention zum Schutz der
biologischen Vielfalt, angenommen wurden. Verhandlun-

gen für eine Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbil-
dung und das Aktionsprogramm von Barbados für kleine
Inselstaaten aufgenommen und im Jahre 1994 abge-
schlossen wurden;

daran erinnernd, dass die Interparlamentarische Union be-
reits auf ihrer 97. Konferenz (14. April 1997) eine Reso-
lution „zur Veränderung von Verbrauchsgewohnheiten
und Herstellungsstrukturen im Hinblick auf eine nachhal-
tige Entwicklung“ verabschiedete, in der die Parlamente
nachdrücklich aufgefordert werden, den im Jahre 1992
eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen;

in Kenntnis der ebenfalls auf der 97. IPU-Konferenz ab-
gegebenen Erklärung „zu den Ergebnissen und der weite-
ren Umsetzung der Agenda 21“, in der die IPU u. a. vor
den Gefahren einer rein abwartenden Politik gewarnt und
die Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel für die Ent-
wicklungsländer als einer der Schlüssel zur Verwirkli-
chung der nachhaltigen Entwicklung auf der ganzen Welt
nannte;

in Kenntnis der 19. Sonderkonferenz der UN-Generalver-
sammlung im Jahre 1997 (Rio plus 5), auf der sich die 
Teilnehmer allgemein unzufrieden mit dem Tempo der
praktischen Umsetzung der in Rio eingegangenen Ver-
pflichtungen zeigten und messbare Fortschritte und die
Ausarbeitung nationaler Strategien für eine nachhaltige
Entwicklung bis zur Folgekonferenz im Jahre 2002 („Rio-
plus-10“-Konferenz) einforderten;

in Kenntnis der Verhandlungsergebnisse der 6. Vertrags-
staatenkonferenz (6. VSK) der Klimarahmenkonvention
in Bonn im Juli 2001 und in Marrakesch im November
2001, die den Weg dafür geebnet haben, dass das Kyoto-
Protokoll noch vor dem Weltgipfel für nachhaltige Ent-
wicklung („Rio-plus-10“) im September 2002 in Kraft
treten kann;

unter Berücksichtigung dessen, dass im Bereich der Um-
weltpolitik auf nationaler und internationaler Ebene Fort-
schritte erzielt wurden (z. B. die Reduzierung der Gefah-
ren für die Ozonschicht in der Stratosphäre) und seit 1992
eine Reihe von globalen Zielen zur Bekämpfung der Ar-
mut gesetzt wurden;

in tiefer Besorgnis darüber, dass die hohen Erwartungen
über die von der internationalen Staatengemeinschaft ver-
einbarten notwendigen und ehrgeizigen Ziele in den Be-
reichen Umwelt und Entwicklung nicht erfüllt werden
konnten;

in Sorge darüber, dass der Bestand an natürlichen Res-
sourcen durch steigenden Konsum und eine nicht nach-
haltige Wirtschaftsweise weiter schwindet, die Umwelt-
verschmutzung, insbesondere der Luft und der Meere,
zunimmt und immer mehr Menschen in die Armut hinein-
geboren werden;

in Sorge darüber, dass durch eine stetige Zerstörung der
Lebensräume die biologische Vielfalt bedroht ist und
durch schlechte Bewirtschaftungsmethoden in der Land-
wirtschaft sich die Bodenqualität aufgrund erheblicher
Bodendegradation und -erosion verschlechtert hat;
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in Sorge darüber, dass viele natürliche Ressourcen (wie 
z. B. Wasser, Land und Boden, Wälder und der Fischbe-
stand) bereits bis zur Grenze ihrer Belastbarkeit ausge-
beutet werden, und die Gesundheit der Weltbevölkerung
durch Abfallstoffe und Schadstoffemissionen ernsthaft
gefährdet ist;

tief besorgt darüber, dass seit 1992 der globale Ausstoß an
Treibhausgasen weiter gestiegen, der Klimawandel längst
im Gange und die Lebensgrundlage einer wachsenden
Weltbevölkerung bedroht ist; 

1. appelliert an die Regierungen und Parlamente der ent-
wickelten Länder und Entwicklungsländer, auf der für
das Jahr 2002 geplanten Folgekonferenz für nachhal-
tige Entwicklung („Rio-plus-10“) in Johannesburg
eine Chance zu bieten, den Geist der Solidarität und
politischen Entschlossenheit neu zu beleben, von dem
die Rio-Konferenz von 1992 geprägt war;

2. appelliert an die entwickelten Länder, die Abkehr von
umweltschädlichen Konsum- und Produktionweisen
stärker als bisher einzuleiten und Projekte zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung auf den Weg zu
bringen;

3. fordert die entwickelten Länder und Entwicklungslän-
der auf, den Verbrauch und die Inanspruchnahme der
natürlichen Ressourcen Wasser, Energie, Boden durch
einen nachhaltigen Umgang auch für zukünftige Ge-
nerationen zu gewährleisten;

4. fordert zum Schutz des Bestandes an natürlichen Res-
sourcen die Vereinbarung einer Zielgröße für die öko-
logische Effizienz sowie einer messbaren Zielgröße
für die Eindämmung des Abbaus natürlicher Ressour-
cen bis zu einem festgelegten Zeitpunkt (2015?);

5. unterstützt die Empfehlungen des Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) der Vereinten Natio-
nen, die sich u. a. auf die effiziente Engergienutzung,
die Nutzung neuer Technologien und den vermehrten
Einsatz regenerativer Energiequellen beziehen, um
die weltweiten, klimarelevanten Emissionstrends um-
zukehren und damit zur Stabilisierung des Weltklimas
beizutragen;

6. fordert die Berücksichtigung des Zusammenhangs von
Umweltschutz und Armutsbekämpfung mit dem Ziel,
Maßnahmen in den Bereichen wie Gesundheit, Bil-
dung und Gleichstellung der Geschlechter zu fördern;

7. appelliert an den internationalen Handel, einen ent-
scheidenden Beitrag zu einer nachhaltigen Entwick-
lung zu leisten, indem er die Beteiligung und ange-
messene Einbeziehung der Entwicklungsländer sowie
der am wenigsten entwickelten Länder in die Welt-
wirtschaft weiter vorantreibt;

8. unterstützt die Bemühungen, in weiteren Verhandlun-
gen eine zügige Ratifizierung des Kyoto-Protokolls
zu erreichen, sodass es trotz des Ausscheidens der
Vereinigten Staaten von Amerika in Kraft trete kann;

9. unterstreicht die Notwendigkeit, dass die Nutzung
der Kyoto-Mechanismen „Emissionshandel“ (Emis-
sions Trading, ET), „gemeinsame Umsetzung“

(Joint Implementation, JI) und „Mechanismen für
eine umweltverträgliche Entwicklung“ (Clean De-
velopment Mechanism, CDM) zu tatsächlichen und
verifizierbaren Emissionsreduktionen führen muss;

10. fordert vor der Einführung des Emissionshandels die
Durchführung einer Pilotphase mit freiwilliger Teil-
nahme. Für die Teilnehmer am Emissionshandel
sollten absolute Emissionsgrenzen vergegeben wer-
den, wobei für die Berechnung der Erstzuteilung die
Basisperiode 1990 bis 1992 vorgeschlagen wird;

11. fordert für das Handelssystem prinzipiell die Einbe-
ziehung aller sechs Treibhausgase des Kyoto-Proto-
kolls. Für den Einstieg sollte jedoch zunächst nur
mit Kohlendioxid (CO2) begonnen werden;

12. fordert für die nachfolgende Verpflichtungsperiode
eine Weiterentwicklung der Klimaschutzziele;

13. appelliert an die Regierungen der Entwicklungslän-
der, sich nach Ende der klimaschutzpolitischen Ver-
pflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll im Jahre
2012 Begrenzungsverpflichtungen anzuschließen;

14. fordert Bemühungen, die Vereinigten Staaten von
Amerika und andere Länder zu einer konstruktiven
Beteiligung am internationalen Klimaschutzprozess
zu bewegen.

Anhang 7
Die internationale Bekämpfung des Terrorismus und
die Rolle der Parlamente und der Zivilgesellschaft

(Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland
vorgelegter Resolutionsentwurf)

Die 107. Interparlamentarische Konferenz der IPU 

in Bekräftigung ihrer auf der 105. Interparlamentarischen
Konferenz (6. April 2001) verabschiedeten Resolution
„Der Beitrag der Parlamente der Welt zur Bekämpfung
des Terrorismus“, in der jegliche Beweggründe für terro-
ristische Gewalt – seien diese politisch, weltanschaulich,
ideologisch, rassistisch, religiös oder anderer Natur – als
unter keinen Umständen zu rechtfertigen zurückgewiesen
werden und die an alle Parlamente die Forderung richtete,
Maßnahmen gegen den internationalen Terrorismus im
Einklang mit der Resolution 55/158 der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen zu ergreifen; 

in der Überzeugung, dass alle Gewaltakte, die von einer
Einzelperson oder einer Vereinigung gegen ein oder meh-
rere Länder, deren Institutionen oder Bevölkerung mit
dem Vorsatz begangen werden, sie einzuschüchtern und
die Grundfreiheiten, die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte, die Bürgerrechte und die Rechtsstaat-
lichkeit eines Landes oder von Ländern ernsthaft zu schä-
digen, anzugreifen oder zu zerstören, als terroristische
Straftaten zu verurteilen sind;

in der Überzeugung, dass der internationale Terrorismus
eklatant auch gegen die Werte verstößt, die in unterschied-
lichen Konventionen der Vereinten Nationen, besonders
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aber in der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“
(Resolution 217 A (III) der UN-Generalversammlung vom
10. Dezember 1948) für das Recht auf Leben, Freiheit und
Sicherheit der Person niedergelegt und von der Interparla-
mentarischen Union wiederholt bekräftigt worden sind;

erinnernd an die Resolution 1368 (2001) des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen vom 12. September 2001, die
die internationale Staatengemeinschaft zu einer verstärk-
ten Zusammenarbeit und zur vollen Durchführung der
einschlägigen internationalen Übereinkünfte gegen den
Terrorismus aufruft;

in Übereinstimmung mit der Resolution 1373 (2001) des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 28. Septem-
ber 2001, die alle Staaten auffordert, Maßnahmen zur Ter-
rorbekämpfung auf finanziellem, strafrechtlichem und 
informationstechnischem Gebiet zu ergreifen sowie jegli-
che aktive oder passive Unterstützung von Terroristen
oder terroristischen Gruppen zu unterbinden;

erinnernd an das von der UNO-Generalversammlung be-
schlossene „Internationale Übereinkommen zur Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus“ vom 9. Dezem-
ber 1999, das alle Vertragsstaaten zur Auslieferung von
Personen verpflichtet, die der finanziellen Unterstützung
terroristischer Aktivitäten angeklagt sind, sowie die Er-
greifung von Maßnahmen zur Aufdeckung verdächtiger
Finanztransaktionen fordert;

in Bekräftigung der Notwendigkeit, die durch den interna-
tionalen Terrorismus ausgehende Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit mit allen Mitteln
und im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen,
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und den
VN-Menschenrechtspakten zu bekämpfen;

in Anerkennung und Unterstützung des bedeutenden Bei-
trages, den die internationale Anti-Terror-Allianz im
Kampf gegen den internationalen Terrorismus leistet;

in der Überzeugung, dass die Parlamente und Parlamen-
tarier der Welt sowohl auf Ebene internationaler Koope-
rationen als auch auf nationaler Ebene einen herausragen-
den Beitrag zur Bekämpfung des globalen Terrorismus
leisten können;

in dem Bewusstsein, dass nicht zuletzt die Zivilgesell-
schaft durch terroristische Gewaltakte in ihrem Aufbau
und Zusammenhalt erschüttert werden soll und sie diesem
Anschlag auf ihre Werte begegnen muss, ohne dabei ihre
Offenheit, Humanität, menschenrechtlichen Standards
und individuellen Freiheitsrechte preiszugeben;

in der Erkenntnis, dass die Unterstützung für internatio-
nale Terroristen unter anderem auch auf politische, wirt-
schaftliche und soziale Faktoren zurückzuführen ist, und
dass die Abwesenheit von Demokratie sowie mangelnder
Respekt für Menschenrechte und die Weigerung, regio-
nale Konflikte friedlich zu regeln, entscheidend zur Ent-
wicklung von Terrorismus beitragen;

– fordert alle nationalen Parlamente auf, die es bis jetzt
noch nicht getan haben, den Konventionen der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus 
beizutreten, dabei besonders das von der UNO-Gene-

ralversammlung beschlossene „Internationale Über-
einkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des
Terrorismus“ vom 9. Dezember 1999 zu ratifizieren
und die erforderlichen Durchführungsmaßnahmen zü-
gig zu treffen sowie auf den Abschluss und die An-
nahme der bei der UNO-Generalversammlung vorlie-
genden Entwürfe einer umfassenden Konvention
gegen den Terrorismus und einer Konvention gegen
Nuklearterrorismus zu dringen;

– fordert alle Parlamente der Welt unter Bezugnahme
auf die Resolution der 105. Interparlamentarischen
Konferenz (6. April 2001) „Gewährleistung der Ein-
haltung der völkerrechtlichen Grundsätze im Interesse
des Weltfriedens und der Weltsicherheit“ erneut nach-
drücklich auf, das Römische Statut zur Errichtung des
Internationalen Strafgerichtshofes zu ratifizieren und
damit ein geeignetes Forum zu schaffen, um terroris-
tische Gewaltakte, schwere Verbrechen gegen die 
internationale Gemeinschaft sowie Verbrechen gegen
die Menschlichkeit zu untersuchen und strafrechtlich
zu verfolgen, und dafür Sorge zu tragen, dass eine 
Einigung über den Anwendungsbereich der Anti-Ter-
rorismus-Konventionen die geeigneten Voraussetzun-
gen und Zuständigkeiten für eine effektive Strafver-
folgung von Terroristen durch den Internationalen
Gerichtshof schafft;

– fordert alle Parlamentarier der Welt in Anknüpfung an
die Resolution 1377 (2001) des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen zum Vorgehen gegen den Terro-
rismus vom 12.  November 2001 auf, ihren Beitrag zur
Förderung des gegenseitigen Verständnisses zwischen
den Kulturen und zur Regelung regionaler Konflikte
zu leisten sowie zur internationalen Kooperation in
Fragen globaler und entwicklungspolitischer Pro-
blemstellungen beizutragen, um damit die Ursachen
des Terrorismus nachhaltig und auf breiter Grundlage
zu bekämpfen;

– erklärt die Notwendigkeit eines verstärkten interparla-
mentarischen Informations- und Erfahrungsaustau-
sches zur Umsetzung effektiver gesetzgeberischer 
Instrumente und Maßnahmen und betont die unterstüt-
zende Funktion der Interparlamentarischen Union bei
der Koordinierung legislativer Initiativen der Terroris-
musbekämpfung;

– unterstreicht die Aufgabe der Parlamentarier der Welt
sowie aller Verantwortlichen der Zivilgesellschaft, die
Entwicklung der Demokratie zu stärken, die Men-
schenrechte zu fördern und die friedliche Beilegung
regionaler Konflikte als bestes Mittel der Terror-
prävention zu befördern;

– regt die Schaffung eines parlamentarischen Netz-
werkes zum Informationsaustausch über regionale
Konfliktprävention sowie zur sofortigen Reaktion auf
parlamentarischer Ebene im Falle drohender Destabi-
lisierung oder Eskalation an;

– bestärkt die Parlamente der Welt in ihrer Aufgabe, der
Kluft zwischen Arm und Reich als einem wesentli-
chen Nährboden der Terroristen durch internationale
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Hilfs- und Entwicklungsmaßnahmen zu begegnen und
dabei besonders der Bedeutung zivilgesellschaftlicher
Initiativen und zivilgesellschaftlicher Friedensdienste
Rechnung zu tragen;

– betont die besondere Rolle der Zivilgesellschaft als dem
zentralen Ort für den interkulturellen Dialog und die in-
ternationale Völkerverständigung und gibt der Über-
zeugung Ausdruck, dass die Zivilgesellschaft eine
nachhaltige Anstrengung zur Förderung des gegenseiti-
gen Verständnisses zwischen den Kulturen leisten kann;

– fordert die Parlamente der Welt auf, durch geeignete
Maßnahmen den Ausbau zivilgesellschaftlicher Struk-
turen zu befördern und zu stärken und somit die Vo-
raussetzungen für einen inter- und intrakulturellen
Dialog zu schaffen und zu erhalten;

– betont die Notwendigkeit regelmäßiger parlamentari-
scher Debatten über das Thema internationaler Terro-
rismus, um das Problem auf der politischen Tagesord-
nung und im Bewusstsein der einzelnen nationalen
Parlamente zu halten.

Anhang 8
Rede von Prof. Dr. Rita Süssmuth, MdB, Leiterin der
deutschen Delegation in der IPU, gehalten am 
18. März 2002 im Plenum der 107. IPU-Konferenz in
Marrakesch, Marokko

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen,

lassen Sie mich als ein Mitglied, das der Interparlamenta-
rischen Versammlung der IPU seit mehr als zehn Jahren
angehört, sagen: Wir erleben gerade einen äußerst span-
nenden Augenblick, und ich bin überaus dankbar für die
Gastfreundschaft, die wir hier in Marokko erhalten. Aber
lassen Sie mich auch sagen, wir können diesen Augen-
blick hier und jetzt scheitern lassen oder ihn zu einem Er-
folg machen. Was heißt das? Nach dem 11. September 
stehen wir vor neuen Herausforderungen, neuen Mög-
lichkeiten. Und wenn wir in unsere nationalen Parlamente
zurückkehren, kehren wir mit persönlichen Eindrücken,
Freundschaften und den Erfahrungen des Meinungsaus-
tausches mit Personen aus aller Welt zurück. Dies ist ein
sehr wichtiger Augenblick. Es gibt keine andere Institu-
tion, die alle Parlamentarier der Welt in einer Institution
vereint, und das ist eine besondere Verantwortung. Ver-
antwortung für Toleranz, Frieden und Sicherheit und, wie
mehrmals gesagt wurde, für Demokratie, Menschenrechte
und Rechtsstaatlichkeit. Und lassen Sie mich sagen: Das
Beispiel dieses Nachmittags, wie mit dem Zusatztages-
ordnungspunkt umgegangen wurde, ist ein Beweis dafür,
dass wir in der Lage sind zu verhandeln, zusammenzu-
kommen und zu einem gemeinsamen Vorschlag zu gelan-
gen, der völlig darauf ausgerichtet ist und sich darauf kon-
zentriert, wie wir mit Terrorismus umgehen können und
ihn von verschiedenen Ländern, Kulturen und Kontinen-
ten aus bekämpfen können. 

Lassen Sie mich daher in dieser Perspektive und mit der
ersten Erfahrung dieser Sitzung zum Ausdruck bringen,
dass wir eine besondere Verantwortung besitzen: 

Erstens, wenn wir uns mit Terrorismus beschäftigen gibt es
keinen guten und keinen schlechten Terrorismus. Jede Art
von Terrorismus kann keinerlei Akzeptanz erfahren, es gibt
keine doppelten Normen, und dies ist, wie ich hoffe, eine
gemeinsame Überzeugung und ein gemeinsamer Wert.

Zweitens, wenn der weltweite Dialog eine wirkliche Be-
deutung besitzen soll, dann verlangt er gegenseitiges Ver-
ständnis, ein umfassendes Verständnis des anderen und
nicht, dass man selbst die richtige Position vertritt und der
andere die falsche. Er setzt voraus, beiden Seiten Rech-
nung zu tragen und sich mit dem Konflikt in der Region
zu befassen. Ich hoffe, dass diese Konferenz viel dazu bei-
tragen wird, Frieden in der Region zu schaffen, da
hauptsächlich, zu neunzig Prozent, unschuldige Opfer be-
troffen sind, vor allem Frauen, Kinder und alte Menschen.
Wir können ihn auf keinen Fall akzeptieren, und wir be-
sitzen Mittel, um ihm ein Ende zu bereiten: durch Dialog,
Verhandlungen und die Beendigung der Gewalt. Wir ha-
ben gelernt, dass Krieg und militärische Mittel – wir sa-
gen natürlich alle, dass sie das letzte Mittel und das letzte
Instrument sind – nicht in der Lage waren, irgendwelche
Probleme zu lösen. Ein Konflikt muss auf politischer
Ebene gelöst werden, und wenn dies nicht der Fall ist,
wird es überhaupt keine Lösung geben. Daher denke ich,
wenn wir uns dies vergegenwärtigen, können wir unseren
Beitrag in enger Zusammenarbeit mit den internationalen
Organisationen leisten, vor allem mit den Vereinten Na-
tionen, und wir können einen neuen Geist des gegenseiti-
gen Verständnisses aufkommen lassen, lassen Sie mich
das als „Europäerin“ zum Ausdruck bringen. Was wir
benötigen, ist eine größere Kenntnis und ein umfassende-
res Verständnis anderer Kulturen, vor allem islamischer
Kulturen, und wir müssen dieselbe Würde und Achtung
gegenüber anderen besitzen. So können wir Vielfalt auf
der Grundlage gemeinsamer Überzeugungen und Werte
leben, doch wir müssen die Vielfalt respektieren und die
Würde einer jeden Kultur respektieren; es darf keine Er-
niedrigung, keine Hierarchie geben – denn wenn wir in
diesem Geiste weitermachen, werden wir lediglich Kon-
frontation schaffen und keine Versöhnung und Zusam-
menarbeit. Wir benötigen mehr Partnerschaft, weniger
Konfrontation und weniger Erniedrigung. 

Lassen Sie mich zum letzten Punkt kommen: Wir brau-
chen soziale Gerechtigkeit und eine faire Beteiligung. Der
neue Geist ist nicht ein Geist des Ausschlusses, sondern
der Einbeziehung. Und als Frau möchte ich darüber hi-
naus sagen: Wir können die Probleme der Welt nicht nur
durch Männer lösen. Wir benötigen beide Geschlechter:
Frauen und Männer müssen in Partnerschaft zusammen-
arbeiten und beide Macht besitzen, nicht ohne Ermächti-
gung sein. Wenn wir in diesem Geiste fortfahren, wird es
möglich sein, dass es weniger Diskriminierung und weni-
ger oder keine Gewalt gibt. Wir brauchen klare Ziele und
faire und gerechte Märkte, denn Demokratie und freie
Märkte gehören in der Wirtschaft zusammen. Wir müssen
für ein und dasselbe soziale Wohlergehen aller Menschen
kämpfen. In diesem Sinne hoffe ich, dass unsere Ver-
sammlung große Fortschritte zur Erlangung von Frieden,
Sicherheit und Wohlergehen erreichen wird. 

Ich danke Ihnen.
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Anhang 9
Rede von Dr. Angelika Köster-Loßack, MdB, gehalten
am 19. März 2002 vor dem Ersten Ausschuss (Politi-
sche Fragen, Internationale Sicherheit und Abrüs-
tung) bei der 107. Interparlamentarischen Konferenz
in Marrakesch, Marokko

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

bei der Beurteilung der Globalisierungsprozesse müssen
die unterschiedlichen Wahrnehmungen von Parlamenta-
rierinnen und Parlamentariern, Nichtregierungsorganisa-
tionen und Regierungen berücksichtigt werden. Ich 
persönlich sehe den Globalisierungsprozess als eine Fort-
schreibung der kolonialen und imperialen Aneignung
großer Teile der Welt durch die europäischen Staaten. In
der postkolonialen Phase der Entwicklung unter neuen
geopolitischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
ist es üblich geworden, das System der internationalen
Beziehungen mit dem Begriff der Globalisierung zu bele-
gen. Die vehementen Attacken der Globalisierungsgegner
lassen aber aus meiner Sicht außer Acht, dass die politi-
schen Eliten des Südens in den vergangenen Jahrzehnten
ihrer Verantwortung für die Grundversorgung ihrer Be-
völkerungen nicht gerecht geworden sind. Das heißt
nicht, dass das bisherige System der Weltwirtschaft und
der internationalen Finanzinstitutionen in irgendeiner
Weise ausreicht, um den Bedürfnissen der Menschen zu
entsprechen. Ob Weltbank, IWF oder WTO – diese Insti-
tutionen müssen sich der Partizipation der bisher ungleich
vertretenen Menschen des Südens öffnen.

In dieser Situation sind besonders die Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier aufgerufen, in ihren jeweiligen
Ländern für eine Öffnung dieser Institutionen politisch
einzutreten. Diese Bemühungen sollten auch mit der Zi-
vilgesellschaft diskutiert werden, damit deren Erfahrun-
gen in den internationalen Dialogen mit einbezogen wer-
den können.

Die Konferenz in Monterrey bietet eine hervorragende
Gelegenheit, eine grundsätzliche Weichenstellung für 
Armutsbekämpfung, nachhaltige Entwicklung und Kri-
senprävention vorzunehmen. Die Gesamtheit der ökono-
mischen Nord-Süd-Beziehungen stehen auf der Tages-
ordnung. An wichtigster Stelle taucht im Entwurf des
Monterrey-Konsensus die Mobilisierung der heimischen
Finanzmittel und die Erhöhung der privaten Direktinves-
titionen auf. Gute Regierungsführung, Rechtsstaatlich-
keit, funktionierende Steuer- und Budgetsysteme, kurzum
die Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer werden
in den Mittelpunkt gerückt. Dies ist gut so, wenn man ver-
hindern möchte, dass die einen immer nur die Hand auf-
halten und die andern immer nur geben.

Entwicklung braucht gleichzeitig mehrere Antriebsmo-
toren. Geld aus dem Norden, Strukturreformen bei inter-
nationalen Finanzen und Handel und Eigenanstrengun-
gen der Entwicklungsländer müssen Hand in Hand
gehen. Wer gute Regierungsführung, effiziente Steuer-
systeme und die Abwesenheit von Korruption allerdings
zur Voraussetzung von Entwicklungszusammenarbeit

macht, der zäumt das Pferd von hinten auf. Entwick-
lungszusammenarbeit kann als dynamischer Prozess
wertvolle Impulse für die Entwicklung guter Regie-
rungsführung und effizienter Steuersysteme geben. Wir
müssen als Parlamentarierinnen und Parlamentarier
auch im Auge haben, dass die Entwicklungsländer diffe-
renziert betrachtet werden müssen, genau wie die Indus-
trieländer. 

Dazu ist es notwendig, dass wir unsere Initiativen nicht
nur in unseren Parlamenten einbringen, sondern auch in
den multilateralen Institutionen. Das gilt für die Bereiche
Menschenrechte, Umwelt, nachhaltige Entwicklung,
Handel und Finanzen. In all diesen Bereichen muss auf 
jeden Fall die Partizipation der Frauen gewährleistet 
werden. Es ist notwendig, dass die internationale Ge-
meinschaft, dabei insbesondere die WTO, in ihren Ver-
handlungsprozessen die verschiedenen Ebenen der Ent-
wicklung berücksichtigt, die insbesondere bei den
Entwicklungsländern gegeben sind. Das gilt genauso für
IWF, Weltbank und andere multilaterale Entwicklungs-
banken. Auch sollten Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier in Zukunft stärker in die nationalen Delegationen
bei multilateralen Beratungen eingebunden werden. Es
sollte dabei auch darauf geachtet werden, dass Männer
und Frauen gleichrangig repräsentiert sind. 

Nur dann können wir als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier dazu beitragen, dass nicht die Risiken, sondern
die Chancen der Globalisierung für die Menschen in aller
Welt, vor allem die Armen, genutzt werden.

Anhang 10
Rede von Prof. Monika Ganseforth, MdB, gehalten
am 20. März 2002 vor dem Vierten Ausschuss (Erzie-
hung, Wissenschaft, Kultur und Umwelt) bei der
107. Interparlamentarischen Koferenz in Marra-
kesch, Marokko

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren,

Zehn Jahre sind vergangen, seitdem 1992 auf dem Erdgip-
fel in Rio die Regierungschefs der Länder der Welt zusam-
menkamen. Sie haben die Rio-Deklaration, die Agenda 21
und die Walderklärung sowie die Konvention zum Schutz
der biologischen Vielfalt und die Klimarahmenkonvention
verhandelt und verabschiedet. 

Jetzt liegt das erste Protokoll zur Klimarahmenkonven-
tion, das Kyoto-Protokoll, vor. Es konkretisiert das Kli-
maziel. Lassen Sie mich in Erinnerung rufen, dass dieses
nur der erste Schritt auf dem Weg zum Klimaschutz ist.
Weitere Schritte müssen folgen. Dieses Kyoto-Protokoll
wurde auf den Konferenzen in Bonn und Marrakesch im
letzten Jahr endgültig verhandelt. Viele schmerzhafte
Kompromisse mussten bei der Vereinbarung dieses ersten
Protokolls gemacht werden.

Einige Regierungen haben den Kyoto-Prozess verlassen.
Allen voran die Regierung der USA. Dabei ist dieses
Land der weltweit größte Emittent, absolut und pro Kopf.
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Deshalb muss es gelingen, die USA wieder zur Teilnahme
am Klimaprozess zu bewegen. 

Es gibt Länder wie Japan und Russland, die den Schlüssel
dafür besitzen, dass das Protokoll noch rechtzeitig zur Fol-
gekonferenz für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg
(„Rio plus 10“) in Kraft treten kann.

Es ist nicht nur Sache der Regierungen, das Kyoto-Pro-
tokoll zu unterstützen. Nachhaltigkeit geht alle Men-
schen an. Deshalb ist es so wichtig, dass auch die Parla-
mente, dass wir Parlamentarier unsere Verantwortung
wahrnehmen. Deshalb dränge ich die Kollegen aus
Russland und Japan, das Protokoll schnell wie möglich
zu ratifizieren.

Wir Parlamentarier müssen die Menschen und die Wirt-
schaft in unseren Ländern davon überzeugen, dass es
keine Alternative zu einer nachhaltigen Lebens- und Wirt-
schaftsweise gibt. 

Herr Präsident, liebe Kollegen,

wir haben in Deutschland schon deutliche Reduzierungen
der Treibhausgasemissionen erreicht. Dabei haben wir
festgestellt, dass Klimaschutz viele Chancen bietet. Das
betrifft nicht nur die flexiblen Instrumente: Emissions-
handel, JI und CMD.

Es betrifft vor allem die Technologieentwicklung.

Ganze Branchen profitieren davon, dass Energie effizien-
ter genutzt wird und Verluste verringert werden. Andere
Wirtschaftszweige profitieren davon, dass wir den Einsatz
erneuerbarer Energien forcieren.

Die Entwicklung der Wind- und Wasserenergie, der nach-
haltige Gebrauch von Biomasse- und Solarenergienut-
zung verläuft stürmisch in Deutschland. Große Bereiche
der Industrie ziehen mit. Auch für die Entwicklungs- und
Schwellenländer bietet Klimaschutz und eine nachhaltige
Wirtschaftsweise gute Entwicklungschancen.

Es ist nicht nur eine Frage des Geldes. Die Multis und die
mächtige Energieindustrie sind oft sehr erfolgreich darin,
mit den Behörden der Entwicklungsländer zusammenzu-
arbeiten, um den Bau großer und teurer Kraftwerke zu un-
terstützen, anstatt dezentral hoch effiziente Energiebereit-
stellung und -nutzung zu fördern.

Die Entwicklungsländer dürfen nicht die Fehlentwicklun-
gen der Industrieländer nachmachen. Es darf nicht zu ei-
ner „nachholenden Entwicklung“ kommen. Die Entwick-
lungs- und Schwellenländer sollten sich hüten, schlechte
veraltete „Technik von gestern“ zu nutzen. Sie sollten
nicht auf eine riskante Technik wie Atomkraft setzen. In
Deutschland werden die Atomkraftwerke vom Netz ge-
nommen. Es geht um neue intelligente Strukturen und
Technologien statt Dinosauriertechnik.

Zukunftsfähige Branchen sind Gewinner einer nachhalti-
gen Entwicklung. Wir Parlamentarier haben eine große
Verantwortung. Die Probleme, die vor zehn Jahren ver-
handelt wurden, sind lösbar. Lassen Sie uns an diese Ar-
beit gehen.

Anhang 11 
Bericht über das Zusammentreffen der Delegation mit
dem marokkanischen Präsidenten des Hauses der
Ratgeber sowie den Besuch des Orthopädietechnik-
Zentrums in Marrakesch

1. Am 22. März 2002 traf die Delegation unter Leitung
von MdB Dieter Schloten mit dem Präsidenten des
Hauses der Ratgeber (Chambre des Conseillers), 
Herrn Mustapha Oukacha, zusammen.

Gegenstand des Gesprächs waren Fragen der bilatera-
len Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen
den Parlamenten beider Länder sowie Möglichkeiten
der Ausgestaltung der parlamentarischen Diplomatie
durch das gemeinsame Engagement in der IPU. Die
Beziehungen zwischen dem Königreich Marokko und
Deutschland seien gekennzeichnet durch ein historisch
und traditionell ausgeprägtes Verständnis. Der Dialog
zwischen den Mitgliedern beider Parlamente sei inten-
siv. Der Präsident erinnerte an den Besuch einer 
marokkanischen Parlamentarierdelegation unter Lei-
tung des Präsidenten des marokkanischen Repräsen-
tantenhauses, Herrn Abdelwahed Radi, in Berlin im
vergangenen Jahr. Auch der Besuch von Bundestags-
präsident Wolfgang Thierse sei in bester Erinnerung.

Die deutsche Delegation verwies auf das Engagement
der deutschen Seite im Mittelmeerraum und insbeson-
dere in den Maghreb-Ländern. Eine Delegation der
Parlamentariergruppe für die Beziehungen zu den
Maghreb-Staaten habe 1998 Marokko besucht, der
Besuch einer Delegation des Auswärtigen Ausschus-
ses stehe bevor. Dies sei kennzeichnend für das Inte-
resse Deutschlands an vertieften Beziehungen. Natür-
lich habe Deutschland nach der Einheit seine
besondere Aufmerksamkeit auf Mittel- und Osteuropa
erstrecken müssen. Der Eindruck, dabei sei das Enga-
gement in den Mittelmeeranrainerstaaten verringert
worden, treffe nicht zu. Deutschland sei sich seiner
Verantwortung in der Region bewusst. 

Präsident Oukacha ging auf die Westsaharafrage ein
und unterstrich die Bedeutung der entscheidenden Re-
solution des VN-Sicherheitsrates, zuletzt der Resolu-
tion 1359 aus dem Jahre 2001, deren Inhalt er im Ein-
zelnen ebenso erläuterte wie den Baker-Vorschlag. Die
Integrität des Landes stehe außerhalb jeder Diskussion.
Die Haltung des Nachbarlandes Algerien sei unver-
ständlich und unakzeptabel. Es gehe Algerien einzig
um den Zugang zum Atlantischen Ozean. Das Problem
bestehe nicht zwischen den Bewohnern der Westsahara
und der marokkanischen Bevölkerung, sondern einzig
zwischen unterschiedlichen Auffassungen bei der 
Regierungen. Die Provinzen in der Westsahara ent-
wickelten sich wie jene im Norden Marokkos. Der
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Dr. Ludger 
Volmer, so der stellvertretende Delegationsleiter, habe
kürzlich die deutsche Haltung dargelegt. Deutschland
sei an einer erfolgreichen Lösung interessiert und un-
terstütze die Resolution des Sicherheitsrates. 
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Abschließend ging der Präsident auf die Gefahren des
Terrorismus und auf die Bekämpfung dieses Phäno-
mens durch die IPU unter Bezugnahme auf die bei die-
ser Konferenz verabschiedete Resolution ein. Es sei
Aufgabe der Parlamentarier, verstärkten Druck auf die
Regierungen zur Bekämpfung des Terrorismus aus-
zuüben. Die Haltung Marokkos zur Terrorismus-
bekämpfung sei fest ausgeprägt. Der Westen müsse
dabei verstehen, dass Islam und Terrorismus keine
Gleichsetzung erfahren dürften. Er ging auf die ge-
genwärtige Lage in Israel und in den autonomen Ge-
bieten ein. Die deutsche Delegation bekräftigte die
Unterstützung der einschlägigen Resolutionen des
UN-Sicherheitsrates und verwies darauf, dass der
Staat Israel in gesicherten und friedlichen Grenzen
seine Existenz finden müsse.

2. Am 21. März 2002 besichtigte die Delegation ein von
der GTZ gemeinsam mit dem marokkanischen Ge-
sundheitsministerium als Projektträger in enger Zusam-
menarbeit mit einer Nichtregierungsorganisation 
betreutes Projekt zur Ausbildung von Orthopädietech-
nikern (Orthopädisches Zentrum in Marrakesch). Das

Projektziel besteht in der Einrichtung einer funktionell
orthopädisch-technischen Ausbildung „Orthoprotésis-
te“ nach den Kriterien II ISPO (International Society for
Prothetics and Orthotics und WHO – World Health Or-
ganization).

Die Abgeordneten ließen sich in die Problemlage
durch die deutschen und marokkanischen Mitarbeiter
einweisen. Sie zeigt sich darin, dass die orthopädisch-
technische Versorgung Körperbehinderter im marok-
kanischen Gesundheitswesen aufgrund mangelnder
qualifizierter Fachkräfte, fehlender Versorgungsstruk-
turen und Versorgungsmöglichkeiten unterentwickelt
ist. Bisherige Ansätze, durch Kurzzeitunterstützung
der Versorgungszentren eine Verbesserung zu errei-
chen und die Ausbildung von Fachkräften durch 
Beratung zu fördern, haben bisher noch zu keinen
nachhaltigen Lösungen geführt. Der Mangel an ein-
heimischen Fachlehrern für Orthopädietechnik soll
behoben werden. 

Die Abgeordneten konnten sich eingehend über die
bisher erreichten Ergebnisse unterrichten.
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